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Regierungsvorlage 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Zypern zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt 

Protokoll 

ABKOMMEN 

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER­
REICH UND DER REPUBLIK ZYPERN 
ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBE­
STEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER 
STEUERN VOM EINKOMMEN UND 

VOM VERMÖGEN 

Die Republik Österreich und die Republik 
Zypern, von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen abzuschließen, 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem 
Vertragsstaat oder in bei den Vertragsstaaten 
ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf 
die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen, die für Rechnung -eines 
Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaften 
erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamtein­
kommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen 
des Einkommens oder des Vermögens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus 
der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen 
Vermögens sowie der Steuern vom Vermögenszu-
wachs. ' 

CONVENTION 

BETWEEN THE REPUBLIC OF AUSTRIA 
AND THE REPUBLIC OF CYPRUS FOR 
THE A VOIDANCE 'OF DOUBLE T AXA­
TION WITH RESPECT TO TAXES ON 

INCOME AND ON CAPITAL 

The, Republic of Austria and the Republic of 
Cyprus, desiring to conclude a Convention for the 
avoidance of double taxation with respect to taxes 
on income and on capital, 

have agreed as folIows: 

Artide 1 

Personal Scope 

This Convention shall apply to persons who are 
resider:ts of one or both of the Contracting States. 

Artide 2 

T axes Covered 

(1) This Convention shall apply to, taxes on 
income and 'on capital imposed on behalf of a 
Contracting State or of its political subdivisions or 
local authorities, irrespective of the manner in which 
they are levied. 

(2) There shall be regarded as taxes on income 
and on capital all taxes imposed on total income, on 
total capital, or on elements of income or of capital, 
including taxes on gains from the alienation of 
movable or immovable property, as weil as taxes on 
capital appreciation. 
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(3) Zu den bestehenden Steuern, für die das 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 

a) in Österreich: 
1. die Einkommensteuer; 
2. die Körperschaftsteuer; 

3. die Aufsichtsratsabgabe; 

4. die Vermögensteuer; 
5. die Abgabe von Vermögen, die der 

Erbschaftssteuer entzogen sind; 

6. die Gewerbesteuer einschließlich der 
Lohnsummensteuer ; 

7. die Grundsteuer; 
8. die Abgabe von land- und forstwirtschaftli­

chen Betrieben; 

9. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebau­
t~n Grundstücken; 

b) in Zypern: 
1. die Einkommensteuer; 
2. die Sonderabgabe; 
3. die Steuer auf Veräußerungsgewinne; 
4. die Steuer von unbeweglichem Vermögen. 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steu~rn 
gleicher oder im wesentlichen ähnlicher Art, die 
nach der Unterzeichnung des Abkommens neben 
den bestehenden Steuern oder an deren Stelle 
erhoben werden. Die zuständigen Behörden der 
Vertrags staaten teilen einander am Ende eines jeden 
Jahres die in ihren Steuergesetzen eingetretenen 
Änderungen mit. 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der 
Zusammenhang nichts anderes erfordert, 

a) bedeutet der Ausdruck "Österreich" die 
Republik Österreich; 

b) bedeutet der Ausdruck "Zypern" die Repu­
blik Zypern und umfaßt im geographischen 
Sinn das Hoheitsgebiet, die Hoheitsgewässer 
Zyperns sowie andere Seegebiete, hinsichtlich 
derer Zypern in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht Souveränitätsrechte oder Juris­
diktion ausübt; 

c) umfaßt der Ausdruck "Person" natürliche 
Personen, Gesellschaften und alle anderen 
Personenvereinigungen ; 

d) bedeutet der Ausdruck "Gesellschaft" juristi­
sche Personen oder Rechtsträger, die für die 
Besteuerung wie juristische Personen behan­
delt werden; 

e) bedeuten die Ausdrücke "Unternehmen eines 
Vertragsstaats" und "Unternehmendes ande-

(3) The existing taxes to which the Convention 
shall apply are in particular: 

(a) in Austria: 
1. the income tax (die Einkommensteuer); 
2. the corporation tax (die Körperschaft­

steuer) ; 
3. the directors' tax (die Aufsichtsratsab­

gabe); 
4. the capital tax (die Vermögensteuer); 
5. the tax on property eluding death duties 

(die Abgabe von Vermögen, die der 
Erbschaftssteuer entzogen sind); 

6. the tax on commercial and industrial 
enterprises, including the tax levied on the 
sum of wages (die Gewerbesteuer em­
schließlich der Lohnsummensteuer) ; 

7. the land tax ( die Grundsteuer) ; 
8. the tax on agricultural and forestry 

enterprises (die Abgabe von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben); 

9. the tax on the value of vacant plots (die 
Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten 
Grundstücken) ; 

(b) in Cyprus: 
1. the income tax; 
2. the special contribution; 
3. the capital gains tax; 
4. the immovable property tax. 

(4) The Convention shall apply also.to any 
identicalor substantially similar taxes which are 
imposed after the date of signature of the 
Convention in addition to, or in place of, the 
existing taxes. At the end of· each year, the 
competent authorities of the Contracting States 
shall notify each other of changes which have been 
made in their respective taxation laws. 

Article 3 

General Definitions 

(1) For the purposes of this Convention, unless 
the context otherwise requires: 

(a) the term "Austria" means the Republic of 
Austria; 

(b) the term "Cyprus" means the Republicof 
Cyprus and when used in a geographical sense 
includes the national territory, the territorial 
sea of Cyprus as weil as other maritime areas 
over which Cyprus, in accordance with 
internationallaw, exercises sovereign rights or 
jurisdiction; 

(c) the term "person" includes an individual, a 
company and any other body of persons; 

(d) the term "company" means any body 
corporate or any entity which is treated as a 
body corporate for tax purposes ; 

(e) the terms "enterprise of a Contracting State" 
and "enterprise of the other Contracting 
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ren Vertragsstaats", je nachdem, ein Unter­
nehmen, das von einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird, oder ein 
Unternehmen, das von einer im anderen 
Vertragsstaat ansässigen Person betrieben 
wird; 

f) bedeutet der Ausdruck "internationaler Ver­
kehr" jede Beförderung mit einem Seeschiff 
oder Luftfahrzeug, das von einem Unterneh­
men mit tatsächlicher Geschäftsleitung in 
einem Vertragsstaat betrieben wird, es sei 
denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird 
ausschließlich zwischen Orten im anderen 
Vertragsstaat betrieben; 

g) bedeutet der Ausdruck "zuständige Behörde" 
i) in Österreich: den Bundesminister für 

Finanzen; , 
ii)in Zypern: den Finanzminister oder seinen 

bevollmächtigten Vertreter. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch 
einen Vertrags staat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht 
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach 
dem Recht dieses Staates über die Steuern 
zukommt, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 

Ansässige Person 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der 
Ausdruck "eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person" eine Person, die nach dem Recht dieses 
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres 
ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftslei­
tung oder eines anderen ähnlichen Merkmals 
steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfaßt jedoch 
nicht eine Person, die in diesem Staat nur mit 
Einkünften aus Quellen in diesem Staat oder mit in 
~iesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig 
1St. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in 
beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte 
verfügt; verfügt sie in beiden Staaten über eine 
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem 
Staat ansässig, zu dem sie die engeren 
persönlichen und wirtschaftlichen Beziehun­
gen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen) ; 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem 
Staat die Person den Mittelpunkt ihrer 
Lebensinteressen hat, oder verfügt sie in 
keinem der Staaten über eine ständige 
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt hat; 

State" mean respectively an enterprise carried 
on by a resident of a Contracting State and an 
enterprise carried on by a resident of the other 
Contracting State; 

(f) the term "international traffic" means any 
transport by a ship or aircraft operated by an 
enterprise which has its place of effective 
management in a Contracting State, except 
when the ship or aircraft is operated solely 
between pi aces in the other Contracting State; 

(g) the term "competent authority" me ans : 
(i) in Austria: the Federal Minister of 

Finance; 
(ii) in Cyprus: the Minister of Finance or his 

authorised representative. ' 

(2) As regards the application of the Convention 
by a Contracting State any term not defined therein 
shall, unless the context otherwise requires, have the 
meaning which it has under the law of that State 
concerning the taxes to wh ich the Convention 
applies. 

Article 4 

Resident 

(1) For the purposes of this Convention, the term 
"resident of a Contracting State" means any person 
who, under the laws of that State, is liable to tax 
therein by reason of his domicile, residence, place of 
management or any other criterion of a similar 
nature. But this term does not 'indude any person 
who is liable to tax in that State in respect only of 
income from sources in that State orcapital situated 
therein. 

(2) Where by reason of the proviSIons of 
paragraph 1 an individual IS a resident of both 
Contracting States, then his status shitll be 
determined as folIows: 

(a) he shall be deemed to be a resident of the State 
in which he has a permanent horne available to 
hirn; if he has a permanent horne available to 
hirn in both States, he shall be deemed to be a 
resident of the State with which his personal 
and economic relations are doser (centre of 
vital interests); 

(b) if the State in which he has his centre of vital 
interests cannot be determined, or if he has 
not a permanent horne available to hirn in 
either State, he shall be deemed to be a 
resident of the State in which he has an 
habitual abode; 
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c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, 
so gilt sie als in dem Staat ansässig, dessen 
Staatsangehöriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider 
Staaten oder keines der Staaten, so werden 
sich die zuständigen Behörden der Vertrags­
staaten bemühen, die Frage in gegenseitigem 
Einvernehmen gemäß Artikel 25 zu regeln. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine 
natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansäs­
sig, so gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich 
der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befin­
det. 

Artikel 5 

Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der 
Ausdruck "Betriebsstätte" eine feste Geschäftsein­
richtung, durch die die Tätigkeit eines Unterneh­
mens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck "Betriebsstätte" umfaßt insbe-
sondere: 

a) einen Ort der Leitung, 
b) eine Zweigniederlassung, 
c) eine Geschäftsstelle, 
d) eine Fabrikationsstätte, 
e) eine Werkstätte und . 
f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, 

einen Steinbruch oder eine andere Stätte der 
Ausbeutung von Bodenschätzen. 

(3) Eine Bausausführung oder Montage ist nur 
dann eine Betriebsstätte, wenn ihre Dauer 24 Mo­
nate überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen 
dieses Artikels gelten nicht als Betriebsstätten : 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur La­
gerung, Ausstellung oder Auslieferung von 
Gütern oder Waren des Unternehmens 
benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des 
Unternehmens, die ausschließlich zur La­
gerung, Ausstellung oder Auslieferung unter­
halten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des 
Unternehmens, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten werden, durch ein anderes 
Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu 
werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus­
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 
für das Unternehmen Güter oder Waren 
einzukaufen oder Informationen zu beschaf­
fen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus­
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 

(c) if he has an habitual abode in both States or in 
neither of them, he shall- be deemed to be a 
resident of the State of which he is anational; 

(d) if he is anational of both States or of neither 
of them, the competent authorities of the 
Contracting State shall endeavour to settle the 
question by mutual agreement according to 
Article 25. 

(3) Where by reason of the provisions of 
paragraph 1 a person other than an individual is a 
resident of both Contracting States, then it shall be 
deemed to be a resident of the State in which its 
place o( effective management is situated. 

Article 5 

Permanent Establishment 

(1) For the purposes of this Convention, the term 
"permanent establishment" means a fixed pi ace of 
business through which the business of an enterprise 
is wholly or partly carried on. 

(2) The term "permanent establishment" includes 
especially: 

(a) a pi ace ofmanagement; 
(b) a branch; 
(c) an office; 
(d) a factory; 
(e) a workshop, and 
(f) a mine, an oil or gas weil, a quarry or any 

other pi ace of extraction of natural resources. 

(3) A building site or construction or installation 
project constitutes a permanent establishment only 
if it lasts more than 24 months. 

(4) N otwithstanding the preceding provisions of 
this Article the term "permanent establishment" 
shall be deemed not to include: 

(a) the use of facilities solely for the purpose of 
storage, display or delivery of goods or 
merchandise belonging to the enterprise; 

(b) the maintenance' of a stock of goods or 
merchandise belonging to the enterprise solely 
for the purpose of storage, display or delivery; 

(c) the maintenance of a stock of goods or 
merchandise belonging to the enterprise solely 
for the purpose of processing by another 
enterpnse; 

(d) the maintenance of a fixed place of business 
solely for the purpose of purchasing goods or 
merchandise or of collecting information, for 
the enterprise, 

(e) the maintenance of a fixed place of business 
solely for the purpose of carrying on, for the 
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für das Unternehmen andere Tätigkeiten 
auszuüben, die vorbereitender Art sind oder 
eine Hilfstätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus­
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird, 
mehrere der unter den Buchstaben a) bis e) 
genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausge­
setzt, daß die sich daraus ergebende Gesamt­
tätigkeit der festen Geschäftseinrichtung 
vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätigkeit 
darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines 
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 -
für ein Unternehmen tätig und besitzt sie in einem 
Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie 
die Vollmacht dort gewöhnlich aus, so wird das 
Unternehmen ungeachtet der Absätze 1 und 2 so 
behandelt, als habe es in diesem Staat für alle von 
der Person für das Unternehmen ausgeübten 
Tätigkeiten eine Betriebsstätte, es sei denn, diese 
Tätigkeiten beschränken sich auf die in Absatz 4 
genannten Tätigkeiten, die, würden sie durch eine 
feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrich­
tung nach dem genannten Absatz nicht zu einer 
Betriebsstätte machten. 

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so 
behandelt, als habe es eine Betriebsstätte in einem 
Vertrags staat, weil es dort seine Tätigkeit durch 
einen Makler, Kommissionär oder einen anderen 
unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Perso­
nen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätig­
keit handeln. 

(7) Allein' dadurch, daß eine in einem Vertrags­
staat ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft 
'beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht 
wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder 
dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf 
andere Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der 
beiden Gesellschaften zur Betriebsstätte der ande­
ren. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus unbeweglichem Vermögen 
(einschließlich der Einkünfte aus land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, dürfen im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Der Ausdruck "unbewegliches Vermögen" 
hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des 
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermögen 
liegt.' Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das 
lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaft­
licher Betriebe, die Rechte, für die die Vorschriften 

enterprise, any other activity of apreparatory 
or auxiliary character; 

(f) the maintenance of a fixed place of business 
solely for any combination of activities 
mentioned in sub-paragraphs (a) to (e), 
provided that the overall activity of the fixed 
place of business resulting from this combina­
tion is of apreparatory or auxiliary character. 

(5) Notwithstanding the provlSlons of para­
graphs 1 and 2, where a person - other than an 
agent of an independent status to whom para­
graph 6 applies - is acting on behalf of an 
enterprise and has, and habitually exercises, in a 
Contracting State an authority to conclude 
contracts in the name of the enterprise, that 
enterprise shall be deemed to have a permanent 
establishment in that State in respect of any activities 
which that person undertakes for the enterprise, 
unless the activities of such person are limited to 
those mentioned in paragraph 4 which, if exercised 
through a fixed pi ace of business, would not make 
this fixed pi ace of business a permanent establish­
ment under the provisions of that paragraph. 

(6) An enterprise shall not be deemed to have a' 
permanent establishment in a Contracting State 
merely because it carries on. business in that State 
through a broker, general commission agent or 'any 
other agent of an independent status, provided that 
such persons are acting in the ordinary course of 
their business. 

(7) The fact that a company which is a resident of 
a Contracting State controls or is controlled by a 
company which is a resident of theother 
Contracting State or which carries on business in 
that other State (whether through a permanent 
establishment or otherwise), shall not of itself 
constitute either company a permanent establish­
ment of the other. 

Article 6 

Income from immovable property 

(1) Income derived by a resident of a Contracting 
State from immovable property (including incbme 
from agriculture or forestry) situated in the other 
Contracting State may be taxed in that other State. 

(2) The term "immovable property" shall have the 
meaning whichit has under the law of the 
Contracting State in which the property in question 
is situated. The term shall in any case include 
property accessory to immovable property, livestock 
and equipment used in agriculture and forestry, 
rights 10 which the provisions of general law 
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des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nut­
zungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie 
Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen 
für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen 
Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten 
nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittel­
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung' 
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbewegli­
chen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte 
aus unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens 
und für Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, 
das der Ausübung einer selbständigen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmens gewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags­
staates dürfen nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, das Unternehmen übt seine Tätigkeit im 
anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte aus, Übt das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf diese Weise aus, so dürfen die 
Gewinne des Unternehmens im anderen Staat 
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser 
Betriebsstätte zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte aus, so werden 
vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat 
dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, die 
sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen 
Bedingungen als selbständiges Unternehmen ausge­
übt hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen, 
dessen Betriebsstätte sie ist, völlig unabhängig 
gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer 
Betriebsstätte werden die für diese Betriebsstätte 
entstandenen Aufwendungen, einschließlich der 
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungs­
kosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie 
in dem Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder 
anderswo entstanden sind, 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die 
einer Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
durch Auf teilung der Gesamtgewinne des Unter­
nehmens auf seine einzelnen Teile zu ermitteln, 
schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrags staat 
die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen 
Auf teilung ermittelt; die gewählte Gewinnauftei­
lung muß jedoch derart sein, daß das Ergebnis mit 
den Grundsätzen dieses Artikels übereinstimmt. 

respecting landed property apply, usufruct of 
immovable property and rights 10 variable or fixed 
payments as consideration for the working of, or the 
right 10 work, mineral deposits, sources and other 
natural resources; ships, boats and aircraft shallnot 
be regarded as immovable property, 

. (3) The provisions of paragraph 1 shall apply 10 

income derived from the direct use, letting, or use in 
any other form of immovable property. 

(4) The provisions of paragraphs 1 and 3 shall 
also apply 10 the income from immovable property 
of an enterprise and 10 income from immovable 
property used for the performance of independent 
personal services. 

Article 7 

Business Profits 

(1) The profits of an enterprise of a Contracting 
State shall be taxable only in that State unless the 
enterprise carries on business in the other 
Contracting State through a permanent establish­
ment situated therein, If the enterprise carries on 
business as aforesaid, the profits of the enterprise 
may be taxed in the other State but only so much of 
them as is attributable 10 that permanent establish­
ment. 

(2) Subject 10 the provisions of paragraph 3, 
where an enterprise of a Contracting State carries 
on business in the other Contracting State through a 
permanent establishment situated therein, there 
shall in each Contracting State be attributed 10 that 
permanent establishment the profits which it might 
be expected 10 make if it were a distinct and separate 
enterprise engaged in the same or similar activities 
under the same or. similar conditions and dealing 
wholly independently with the enterprise of which it 
is a permanent establishment. 

(3) In determining the profits of a permanent 
establishment, there shall be allowed as deductions 
expenses which are incurred for the purposes of the 
permanent establishment, including executive and 
general administrative expenses so incurred, 
whether in the Stare in which the permanent 
establishment is situated or elsewhere. 

(4) Insofar as it has been customary in a 
Contracting State 10 determine the profits 10 be 
attributed 10 a permanent establishment on the basis 
of an apportionment of the total profits of the 
enterprise 10 its various parts,nothing in para­
graph 2 shall preclude that Contracting State from 
determining the profits 10 be taxed by such an 
apportionment as may be customary; the method of 
apportionment adopted shall, however, be such that 
the result shall be in accordance with the principles 
contained in this Article. 
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(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern 
oder, Waren für das Unternehmen wird emer 
Betriebsstätte kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze 
sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden Ge­
winne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei 
denn, daß ausreichende Gründe dafür bestehen, 
anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in 
anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt 
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikeln 
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 

(8) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
"Gewinne" um faßt auch Gewinne eines Gesell­
schafters aus seiner Beteiligung an einer Personen­
gesellschaft, einschließlich der Beteiligung an einer 
stillen Gesellschaft. 

Artikel 8 

Seeschiffahrt, Binnenschiffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen. im internationalen Verkehr 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, 
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftslei­
tung des Unternehmens befindet. 

(2) Befindet sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung eines Unternehmens der Seeschiff­
fahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem 
Vertragsstaat gelegen, in dem der Heimathafen des 
Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen 
vorhanden ist, in dem Vertrags staat, in dem die 
Person ansässig ist, die das Schiff betreibt. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der 
Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemein­
schaft oder einer internationalen Betriebsstelle. 

(1) Wenn 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats 'unmit­
telbar oder mittelbar an der Geschäftsleitung, 
der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar 
an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder 
dem Kapital eines Unternehmens eines 
Vertrags staats und eines Unternehmens des 
anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in 
ihren kaufmännischen oder finanziellen Beziehun­
gen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen 
gebunden sind, die von denen abweichen, die 

(5) No profits shall be attributed to a permanent 
establishment by reason of the mere purchase by 
that permanent establishment of goods or merchan­
dise for the enterprise. 

(6) For the purposes of the preceding paragraphs, 
the profits to be attributed to the permanent' 
establishment shallbe deterinined by the same 
method year by year unless there is good and 
sufficient reason to the contrary. 

(7) Where profits include items of income which 
are dealt with separately in other Articles of this 
Convention, then the provisions of those Articles 
shall not be affected by the provisions of this Article. 

(8) The term "profits" as used in this Article 
includes ,the profits derived by any partner from his 

. participation in a partnership including a participa­
tion in a sleeping partners hip. 

Article 8 

Shipping andair transport 

(i) Profits from the operation of ships or aircraft 
in international traffic shall be taxable only inthe 
Contracting State in which the place of effective 
management of the enterprise is situated. 

(2) If the place of effective management of a 
shipping enterprise is aboard a ship, then it shall be 
deemed to be situated in the Contra'cting State in 
which the horne harboUr of the ship is situated, or, if 
there is no such horne harbour, in the Contracting 
State of which the operator of the ship is a resident. 

(3) The provisions of paragraph 1 shall also apply 
to profits from the participation in a pool, a joint 
business or an international operating agency. 

Article 9 

Associated enterprises 

(1) Where 
(a) an enterprise of a Contracting State partici­

pates directly or indirectly in the manage­
ment, control or capital of an enterprise of the 
other Contracting State, or 

(b) the same persons participate directly or 
indirectly in the management, control or 
capital of an eriterprise of a Contracting State 
and an enterprise of the other Contracting 
State, 

and in either case conditions are made or imposed 
between the two enterprises in their commercial or 
financial relations which differ from those which 
would be made between independent enterprises, 

3 
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unabhängige Unternehmen miteinander vereinba­
ren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der 
Unt,rnehmen ohne diese Bedingungen erziel(hätte, 
wegen dieser Bedingungen a~er nicht erzielt hat, 
den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet 
und entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertrags staat den Gewinnen 
eines Unternehmens dieses Staates Gewinne zuge­
rechnet - und entsprechend besteuert -, mit 
denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats 
in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es 
sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, 
die das Unternehmen des erstgenannten Staates 
erzielt hätte, wenn die zwischen den beiden 
Unternehmen vereinbarten Bedingungen die glei­
chen gewesen wären, die unabhängige Unterneh­
men miteinander vereinbaren würden, so nimmt der 
andere Staat eine entsprechende Änderung der dort 
von diesen Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei 
dieser Änderung sind die übrigen Bestimmungen 
dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderli­
chenfalls werden die zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten einander konsultieren. 

Artikel 10 

Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Gesellschaft an eine im anderen Vertrags­
staat ansässige Person zahlt, dürfen im anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem 
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende 
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn 
der Empfänger der Dividenden der Nutzungsbe­
rechtigte ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der 
Dividenden nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
"Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien, 
Genußaktien oder Genußscheinen, Gründeranteilen 
oder anderen Rechten - ausgenommen Forderun­
gen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen 
Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Ein­
~.ünften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind. In 
Osterreich bedeutet der in diesem Artikel verwen­
dete Ausdruck "Dividenden" auch Einkünfte aus 
Partizipationsscheinen im Sinne des österreichi­
schen Kreditwesengesetzes. 

(4) Solange Zypern keine Quellensteuer auf 
Dividenden erhebt, dürfen ungeachtet des Absatzes 
2 Dividenden, die eine in Zypern ansässige 
Gesellschaft an eine in Österreich ansässige Person 
zahlt, in Zypern keiner Steuer unterzogen werden, 
die zusätzlich zur Steuer auf die Gewinne oder 
Einkünfte, aus denen diese Dividenden gezahlt 

then any profits which would, but for those 
conditions, have accrued to one of the enterprises, 
but by reason of those conditions, havenot so 
accrued, may be included in the profits of that 
enterprise and taxed accordingly. 

(2) Where a Contraeting State includes in the 
profits of an e'nterprise of that State-and taxes 
aeeordingly-profits on which an enterprise of the 
other Contracting State has been charged to tax in 
that other State and the profits so included are 
profits which would have accrued 10 the enterprise 
of the first-mentioned State if the conditions made 
between the two enterprises had been those whieh 
would have been made between independent 
enterprises, then that other State shall make an 
appropriate adjustment to the amount of the tax 
charged therein on those profits. In determining 
such adjustment, due regard shall be had to the 
other provisions of this Convention and the 
competent authorities of the Contracting States 
shall if necessary consult each other. 

Article 10 

Dividends 

(1) Dividends paid by a company which is a 
resident of a Contracting State to a resident of the 
other Contracting State may be taxed in that other 
State. 

(2) However, such dividends mayaIso be taxed in 
the Contraeting State of which the company paying 
the dividends is a resident and iccording to the laws 
of that State, but if the recipient is the beneficial 
owner of the dividends the tax so charged shall not 
exceed 10 per cent of the gross amount of the 
dividends .. 

(3) The term "dividends" as used in this Article 
means income from shares, "jouissance" shares or 
"jouissance" rights, founders' shares or other rights, 
not being debt-c1aims, participating in profits, as 
weil as ineome from other corporate rights which is 
subjected to the same taxation treatment as income 
from shares by the laws of the State of which the 
company making the distribution is a resident. In the 
case of Austria the term "dividends" as used in this 
Article includes also ineome from "participation 
shares" ("Partizipationsseheine") in the sense of the 
Austrian Law on eredit affairs ("Kreditwesenge­
setz"). 

(4) N otwithstanding the provisions of para­
graph 2-as long as Cyprus does not impose tax at 
source on dividends-dividends paid by a company 
which is a resident of Cyprus to a resident of Austria 
sha]l not be subject to any tax imposed by Cyprus in 
excess of the tax imposed with respect to the profits 
or earnings out of which such dividends are paid. An 
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werden, erhoben wird. Eine in Österreich ansässige 
natürliche Person hat Anspruch auf Erstattung jeder 
in Zypern· auf die Gewinne oder Einkünfte, aus 
denen die Dividenden gezahlt werden, erhobenen 
Steuer in dem Ausmaß, als diese Steuer die 
Steuerschuld der natürlichen Person in Zypern 
übersteigt; sie darf jedoch keiner weiteren, zusätz­
lich zur Steuer der Gesellschaft erhobenen Steuer 
unterzogen werden. 

(5) Die Absätze 1, 2 und 4 sind nicht anzuwen­
den, wenn der in einem Vertragsstaat ansässige 
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragssxaat, in 
dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbständige 
Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung 
ausübt und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehört. In die'sem Fall ist 
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(6) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem 
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat 
weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividen­
den besteuern, es sei denn, daß diese Dividenden an 
eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt 
werden oder daß die Beteiligung, für die die 
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im 
anderen Staat gelegenen Betriebsstätte oder festen 
Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft 
einer Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne 
unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden 
oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz oder 
teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen 
oder Einkünften bestehen. 

Artikel 11 

Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und an eine im anderen Vertragsstaat ansässige 
Person gezahlt werden, dürfen nur im anderen Staat 
besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
"Zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder 
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte 
an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteili­
gung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, 
und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen 
Anleihen und aus Obligationen einschließlich der 
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus 
Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zahlung 
gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn der in einem Vertragsstaat ansässige Nut­
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem 

individual resident of Austria shall be entitled to a 
refund of any Cyprus tax imposed with respect to 

the profits or earnings out of which a dividend is 
paid, to the extent that this tax exceeds the 
individual's tax libility in Cyprus, but may not be 
subject to any tax in addition to the one paid by the 
company. 

(5) The provisions of paragraphs 1,2 and 4 shall 
not apply if the beneficial owner of the dividends, 
being ;t resident of a Contracting State, carries on 
business in the other Contracting State of which the 
company paying the dividends is a resident, through 
a permanent establishment situated therein, or 
performs in that other State independent personal 
services from a fixed base situated therein, and the 
holding in respect of which the dividends are paid is 
effectively connected with such permanent estab­
lishment or fixed base. In such case the provisions of 
Article 7 or Article 14, as the case may be, shall 
apply. 

(6) Where a company which is a resident of a 
Contracting State derives profits or income from the 
other Contracting State, that other State may not 
impose any tax on the dividends paid by the 
company,except insofar as such dividends are paid 
to a resident of that other State or insofar as the 
holding in respect of which the dividends are paid is 
effectively connected with -a permanent establish­
ment or a fixed base situated in that other State, nor 
subject the company's undistributed profits to a tax 
on the company's undistributed profits, even if the 
divide~ds paid or the undistributed profitsconsist 
wholly or party of profits or income arising in such 
other State. 

Article 11 

Interest 

(1) Interest arising in a Contracting State and 
paid to a resident of the other Contracting State 
shall be taxable only in that other State. 

(2) The term "interest" as used in this Article 
means income from debt claims of every kind, 
whether or not seeured by mortgage and whether or 
not carrying a right to participate in the debtor's 
profits, and in particular, income from government 
securities and income fro m bonds or debentures, 
including premiums and prizes attaching to such 
securities, bonds or debentures. Penaltycharges for 
late payment shall not be regarded as interest for.the 
purpose of this Article. 

(3) The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not 
apply if the beneficial owner of the interest, being a 
resident of a Contracting State, carries on business 
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die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine 
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Forderung, für die die 
Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser 
Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. In 
diesem Fall ist Artikel 7 beziehungs~eise Artikel 14 
anzuwenden. 

( 4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem 
Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen 
und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an 
der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den 
Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser 
Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In 
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach 
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 

Artikel 12 

Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat 
stammen und an eine im anderen Vertragsstaat 
ansässige Person gezahlt werden, dürfen, wenn 
diese Person der Nutzungsberechtigte ist, nur im 
anderen Staat beSteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck 
"Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art, 
die für. die Benutzung oder für das Recht auf 
Benutzung von Urheberrechten an literarischen, 
künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, 
einschließlich kinematographischer Filme, von Pa­
tenten, Marken, Mustern oder Modellen, Plänen, 
geheimen Formeln oder Verfahren oder für die 
Benutzung oder das Recht auf Benutzung gewerbli­
cher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Aus­
rüstungen oder für die Mitteilung gewerblicher, 
kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrun­
gen gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte 
im anderen Vertrags staat, aus dem die Lizenzge­
bühren stammen, eine gewerbliche Tätigkeit durch 
eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selbstän­
dige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermö­
genswerte, für die die Lizenzgebühren gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder 
festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist 
Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen dem Schuldner und Odem 
Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von 
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen 

in the other Contracting State in which the interest 
arises, through a permanent establishment situated 
therein, or performs in that other State independent 
personal services from a fixed base situated therein, 
and the debt claim in respect of which the interest is 
paid is effectively connected with such permanent 
establishment or fixed base. In such case the 
provisions of Article 7 or Article 14, as the case may 
be, shall apply. 

(4) Where, by reason of a special relationship 
between the payer and the beneficial owner or 
between both of them and some other person, the 
amount of the interest, having regard to the debt 
claim for which it is paid, exceeds the amount which 
would have been agreed upoI). by the payer and the 
beneficial owner in the absence of such relationship, 
the provisions of this Article shall apply only to the 
last-mentioned amount. In such case, the excess part 
of the payments. shall remain taxable according to 
the laws of each Contracting State, due regard being 
had to the other provisions of this Convention. 

Article 12 

Royalties 

(1) Royalties arising in a Contracting State and 
paid to a resident of the other Contracting State 
shall be taxable only in that other State if such 
resident is the beneficial owner of the royaltieso 

(2) The term "royalties" as used in this Article 
means payments of any kind received as a 
consideration for the use of, or the right to use, any 
copyright of literary, artistic or scientific work 
including cinematograph films, any patent, trade 
mark, design or model, plan, sectet formula or 
process, or for the use of, or the right to use, 
industrial, commercial, or scientific equipment, or 
for information concerning industrial, commercial 
or scientific experience. 

(3) The provisions of paragraph 1 shall not apply 
if the beneficial owner of the royalties, being a 
resident of a Contracting State, carries on business 
in the other Contracting State in which the royalties 
arise, through a permanent establishment situated 
therein, or performs in that other State independent 
personal services from a fixed base situated therein, 
and the right or property in respect of which the 
royal ti es are paid is effectively connected with such 
permanent establishment or fixed base. In such case 
the provisions of Article 7 or Article 14, as the case 
may be, shall apply. 

(4) Where, by reason of a special relationship 
between the payer and the beneficial owner or 
between both of them and some other person, the 
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und übersteigen deshalb die Lizenzgebühren, 
gemessen an der zugrundeliegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter 
ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird 
dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag 
angewendet. In diesem Fall kann dei übersteigende 
Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestim­
mungen dieses Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus der Veräußerung unbewegli­
chen Vermögens im Sinne des Artikels 6, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, oder aus der Veräuße­
rung von Anteilen an einer Gesellschaft, deren' 
Anlagevermögen ausschließlich oder fast aus­
schließlich aus solchen Vermögenswerten besteht, 
bezieht, dürfen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen 
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betriebs­
stätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
im anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer 
festen Einrichtung gehört, die einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person für die Ausübung 
einer selbständigen Arbeit im anderen Vertragsstaat 
zur Verfügung steht, einschließlich derartiger 
Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebstätte (allein oder mit dem übrigen Unter­
nehmen) oder einer solchen festen Einrichtung 
erzielt werden, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschif­
fen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen 
Verkehr betrieben werden, und von beweglichem 
Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder 
Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem Vertrags­
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den 
Absätzen 1, 2 und 3 nicht genannten Vermögens 
dürfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, 
in dem der Veräußerer ansässig ist. 

Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Person aus einem freien Beruf oder aus 
sonstiger selbständiger Tätigkeit bezieht, dürfen nur 
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß 
der Person im anderen Vertragsstaat für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste 
Einrichtung zur Verfügung steht. Steht ihr eine 

amount of the royalties, having regard to the use, 
right or information for which they are paid, 
exceeds the amount which would have been agreed 
upon by the payer and the be~eficial owner in the 
absence of such relationship, the provisions of this 
Article shall apply only to the last-mentioned 
amount. In such case, the excess part of the 
payments shall remain taxable according to the laws 
of each ContractingState, due regard being had to 

the other provisions of this Convention. 

Article 13 

Capital Gains 

(1) Gains derived by a resident of a Contracting 
State from the alienation of immovable property 
referred to in Article 6 and situated in the other 
Contracting State or from the alienation of shares in 
a company the assets of which consist wholly or 
almostwholly of such property may be taxed in that 
other State. 

(2) Gains from the alienation of movable property 
forming part of the business property of a 
permanent establishment which an enterprise of a 
Contracting State has in the other Contracting State 
or of movable property pertaining to a fixed base 
available to a resident of a Contracting State in the 
other Contracting State for· the purpose of 
performing independent personal services including 
such gains from the alienation of such a permanent 
establishment (alone or with the whole enterprise) 
or of such fixed base, may be taxed in that other 
State. 

(3) Gains from the alienation of ships or aircraft 
operated in international traffic, or movable 
property pertaining to the operation of such ships or 
aircraft shall be taxable only in the Contracting 
State in wh ich the place of effective management of 
the enterprise is situated. 

(4) Gains from the alienation of any property 
other than that referred to in paragraphs 1,2 and 3, 

. shall be taxable only in the Contracting State of 
which the' alienator is aresident. 

Article 14 

Independent personal services 

(1) Income.derived by a resident of a Contracting 
State in respect of professional services or other 
activities of an independent character shall be 
taxable only in that State unless he has -a fixed base 
regularly available to hirn in the other Contracting 
State for the purpose of performing his activities. If 
he has such a fixed base, the income may be taxed in 
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solche feste Einrichtung zur Verfügung, so dürfen 
die Einkünfte im anderen Staat besteuert werden, 
jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung 
zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck "freier Beruf" umfaßt insbe­
sondere die selbständig ausgeübte wissenschaftlich~, 
literarische, künstlerische, erzieherische oder unter­
richtende Tätigkeit sowie die selbständige Tätigkeit 
der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, 
Zahnärzte und Buchsachverständigen. 

Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18 und 19 dürfen 
Gehälter, LQhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person aus 
unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im 
anderen' Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit 
dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen 
Vergütungen im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Vergütun­
gen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person für eine im anderen Vertrags staat ausgeübte 
unselbständige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten 
Staat besteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich im anderen Staat 
insgesamt nicht länger als 183 Tage während 
des betreffenden Steuerjahres aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder 
für einen Arbeitgeber gezahlt werden, der 
nicht im anderen Staat ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte 
oder einer festen Einrichtung getragen 
werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat 
hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen 
dieses Artikels dürfen Vergütungen für unselbstän­
dige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes oder 
Luftfahrzeuges, das im internationalen Verkehr 
betrieben wird, ausgeübt wird, in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen 
und ähnliche Zahlungen, die eine in einem 
Vertragsstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft 
als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats 
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertrags­
staat ansässig ist, dürfen im anderen Staat besteuert 
werden. 

the other State but only so much of it as lS 

attributable to that fixed base. 

(2) The term "professional services" includes 
especially independent scientific, literary, artistic, 
educational or teaching activities as weil as the 
independent actiVlUes of physicians, lawyers, 
engineers, architects, dentists and accountants. 

Article 15 

Dependent personal services 

(1) Subject to the provisions of Articles 16,18 and 
19, salaries, wages and other similar remuneration 
derived by a resident of a Contracting State in 
respect of an employment shall be taxable only in 
that State unless the employment is exercised in the 
other Contracting State. If the employment is so 
exercised, such remuneration as is derived there­
from may be taxed in that other State. 

(2) Notwithstanding the provisions of para-­
graph 1, remuneration derived by a resident of a 
Contracting State in respect of an employment 
exercised in the other Contracting State shall be 
taxable only in the first-mentioned State if: 

(a) the recipient is present in the other State for a 
period or periods not exceeding in the 
aggregate 183 days in the fiscal year 
concerned, and 

(b) the remuneration is paid by, or on behalf of, 
an employer who is not a resident of the other 
State, and 

(c) the remuneration is not borne by a permanent 
establishment or. a fixed base which the 
employer has in the other State. 

(3) Notwithstanding the preceding provisions of 
this Article remuneration derived in respect of an 
employment exercised aboard a ship or aircraft 
operated in international traffic may be taxed in the 
Contracting State in which the pi ace of effective 
management of the enterprise is situated. 

Article 16 

Directors' fees 

Directors' fees and other similar payments 
derived by a resident of a Contracting State in his 
capacity as a member of the board of directors of a 
company which' is a resident of the other 
Contracting State may be taxed in that other S"tate. 
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Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 dürfen 
Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk­
und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat 
persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem 
Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft 
persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler 
oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person 
zu, so dürfen diese Einkünfte ungeachtet der 
Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert 
werden, in dem der Künstler oder Sportler seine 
Tätigkeit ausübt. 

Artikel 18 

Ruhegehälter 

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dürfen 
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die einer 
in einem Vertragsstaat ansässigen Person für 
frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden, nur 
in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 19 

Öffentlicher Dienst 

(1) a) Vergütungen, ausgenommen Ruhegehäl­
ter, die von einem Vertragsstaat oder einer 
seiner Gebietskörperschaften an eine 
natürliche Person für die diesem Staat 
oder der Gebietskörperschaft geleisteten 
Dienste gezahlt werden, dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

b) Diese Vergütungen dürfen jedoch nur im 
anderen Vertragsstaat besteuert werden, 
wenn die Dienste in diesem Staat geleistet 
werden und die natürliche Person in 
diesem Staat ansässig ist und 
i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist 

oder 
ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem 

Staat ansässig geworden ist, um die 
Dienste zu leisten. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Vergütungen, die den 
Mitgliedern der österreichischen Außenhandels­
stelle in Zypern gezahlt werden. 

(3) a) Ruhegehälter, die von einem Vertrags­
staat oder einer seiner Gebietskörper­
schaften oder aus einem von diesem Staat 
oder der Gebietskörperschaft errichteten 
Sondervermögen an eine natürliche Per­
son für die diesem Staat oder der 
Gebietskörperschaft geleisteten Dienste 
gezahlt werden, dürfen nur in diesem 
Staat besteuert werden. 

Article 17 

Artistes and athletes 

(1) N otwithstanding the provisions of Articles 14 
and 15, income derived by a resident of a 
Contracting State as an entertainer, such as a 
theatre, motion picture, radio or teJevision artiste, or 
a musician, or as an athlete, from his personal 
activities as such exercised in the other Contracting 
State, may be taxed in that other State. 

(2) Where income in respect of personal activities 
exercised by an entertainer or an athlete in his 
capacity as such accrues not to the entertainer or 
athlete himself but to another person, that income 
may, notwithstanding the provisions of Articles 7, 
14 and 15, be taxed in the Contracting State in 
which the activities of the entertainer or athlete are 
exercised. 

Article 18 

Pensions 

Subject to the provIsions of paragraph"2 of 
Article 19, pensions and other similar remuneration 
paid to a resident of a Contracting State in 
consideration of past employment shall be taxable 
only in that State. 

Article 19 

Government Service 

(1) (a) Remuneration, other than a pension, paid 
by a Contracting State or a political 
subdivision or a local authority thereof to 
an individual in' respect of services 
rendered to that State or subdivision or 
authority shall be taxable only in that 
State. 

(b) However, such remuneration shall be 
taxable only in the other Contracting 
State if the services ate rendered in that 
State and the individual is a resident of 
that State who: 
(i) is anational of that State; or 

(ii) did not become a resident of that 
State solely for the purpose of 
rendering the services." 

(2) Paragraph 1 shall alsoapply to remuneration 
received by the members of the staff of the Austrian 
Trade Commissioner for Cyprus. 

(3) (a) Any pension paid by, or out of funds 
created by, a Contracting State or a 
political subdivision or a local authority 
thereof to an individual in respect of 
services rendered to that State or 
subdivision or authority shall be taxabl.e 
only in that State. 
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b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im 
anderen Vertrags staat besteuert werden, 
wenn die natürliche Person in diesem 
Staat ansässig ist und ein Staatsangehöri­
ger dieses Staates ist. 

(4) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für 
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer 
gewerblichen Tätigkeit eines Vertrags staats oder 
einer seiner Gebietskörperschaften erbracht werden, 
sind die Artikel 15, 16 und 18 anzuwenden. 

Artikel 20 

Studenten, Praktikanten und Lehrlinge 

(1) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder 
Lehrling, der sich in einem Vertrags staat ausschließ­
lich zum Studium oder zur Ausbildung aufhält und 
der im anderen Vertragsstaat ansässig ist oder dort 
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten 
Staat ansässig war, für seinen Unterhalt, sein 
Studium oder seine Ausbildung erhält, dürfen im 
erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern 
diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses 
Staates stammen. 

(2) Vergütungen, die ein Student oder Lehrling, 
der in einem Vertragsstaat ansässig ist oder vorher 
dort ansässig war, für eine Beschäftigung erhält, die 
er in dem anderen Staat insgesamt nicht länger als 
183 Tage während des betreffenden Steuerj ahres 
ausübt, werden in dem anderen Staat nicht 
besteuert, wenn die Beschäftigung in unmittelbarem 
Zusammenhang mit seinen Studien oder seiner 
Ausbildung steht. 

Artikel 21 

Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person, die in den vorstehenden Artikeln 
nicht behandelt wurden, dürfen ohne Rücksicht auf 
ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte als solche 
aus unbeweglichem Vermögen im Sinne des 
Artikels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat anSässige Empfänger im 
anderen Vertragsstaat eine gewerbliche Tätigkeit 
durch eine dort gelegene Betriebstätte oder eine 
selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste 
Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermö­
genswerte, für die die Einkünfte gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen 
Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen 1m Sinne des 
Artikels 6, das eIner In eInem Vertragsstaat 

(b) However, such pension shall be taxable 
only in the other Contracting State if the 
individual is a resident of, and anational 
of, that State. 

(4) The provisions of Articles 15, 16 and 18 shall 
apply to remuneration and pensions in respect of 
services rendered in connection with a business 
carried on by a Contracting State or a political 
subdivision or a local authority thereof. 

Article 20 

Students and Business Apprentices 

(1) Payments which a student or business 
apprentice who is or was immediately before visiting 
a Contracting State a resident of the other 
Contracting State and who is present in the 
first-mentioned State solely fot the purpose of his 
education or training receives for the purpose of his 
maintenance, education or training shall not be 
taxed in that State, provided that such payments 
arise from sources outside that State. 

(2) Remuneration which a student or business 
apprentice who is or was formerly a resident of a 
Contracting State derives from an employment 
which he exercises in the other Contracting State for 
aperiod or periods not exceeding in the aggregate 
183 days in the fiscal year concerned shall not be 
taxed in that other State if the employment IS 

directly related to his studies or apprenticeship. 

Article 21 

Other Income 

(1) Items of income of a resident of a Contracting 
State, wherever arising, not dealt with in the 
foregoing Articles of this Convention shall be 
taxable only in that State. 

(2) The provisions of paragraph 1 shall not apply 
to income, other than income from immovable 
property as defined in paragraph 2 of Article 6, if 
the recipient of such income, being a resident of a 
Contracting State, carries on business in the other 
Contracting State through a permanent establish­
ment situated therein, or performs in that other 
State independent personal services from a fixed 
base situated therein, and the right or property in 
respect of which the income is paid is effectively 
connected with such permanent establishment or 
fixed base. In such case the provisions of Article 7 or 
Article 14, as the case may be, shall apply. 

Article 22 

Capital 

(1) Capital represented by immovable property 
referred to in Article 6, owned by a resident of a 
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ansässigen Person gehört und im anderen Vertrags­
staat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermö­
gen einer Betriebstätte ist, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, 
oder das zu einer festen Einrichtung gehört, die 
einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für 
die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen 
Vertragsstaat zur Verfügung steht, darf im anderen 
Staat besteuert werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im 
internationalen Verkehr betrieben werden, sowie 
bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, dürfen nur in dem 
Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort 
der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh­
mens befindet. . 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem 
Vertragsstaat ansässigen Person dürfen nur in 
diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung 

(1) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person Einkünfte oder hat sie Vermögen ljnd 
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach 
diesem Abkommen im anderen Vertragsstaat 
besteuert werden, so nimmt der erstgenannte Staat 
vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 diese Einkünfte 
oder dieses Vermögen von der Besteuerung aus. 

(2) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person Einkünfte, die nach Artikel 10 im anderen 
Vertragsstaat besteuert werden dürfen, so rechnet 
der erstgenannte Staat auf die vom Einkommen 
dieser Person zu erhebende Steuer den Betrag an, 
der der im anderen Staat endgültig gezahlten Steuer 
unter Berücksichtigung der Steuer vom Gewinn, aus 
dem die Dividenden gezahlt werden, entspricht. Der 
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor 
der Anrechnung ermittelten Steuer nicht überstei~ 
gen, der auf die aus dem anderen Staat bezogenen 
Einkünfte entfällt. 

(3) Für die Anwendung des Absatzes 2 ist die in 
Zypern gezahlte Steuer mit 15 vom Hundert des 
Bruttobetrags der Dividenden anzunehmen, wenn 
auf Grund besonderer Bestimmungen für die 
Förderung der industriellen Entwicklung die 
zypriotische Steuer auf weniger als 15 vom Hundert 
herabgesetzt wurde. 

(4) EinkÜnfte oder Vermögen einer in einem 
Vertrags staat ansässigen Person, die nach dem 
Abkommen von der Besteuerung in diesem Staat 
auszunehmen sind, dürfen gleichwohl in diesem 
Staat bei der Festsetzung der Steuer für das übrige 
Einkommen oder Vermögen der Person einbezogen 
werden. 

Contracting State' and situated in the other 
Contracting State, maybe taxed in that other State. 

(2) Capital represented by movable property 
forming part of the business property of a 
permanent establishment which an enterprise of a 
Contracting State has in the other Contracting State 
or by movable property pertaining to a fixed base 
available to a resident of a Contracting State in·the 
other Contracting State for the purpose of 
performingindependent personal services may be 
taxed in that other State. 

(3) Capital represented by ships and aircraft 
operated in international traffic and by movable 
property pertaining to the operation of such ships 
and aircraft, shall be taxable only in the Contracting 
State in which the place of effective management of 
the enterprise is situated. 

(4) All other elements of capital of a resident of a 
Contracting State shall be taxable only in that State. 

Article 23 

Elimination of Double Taxation 

(1) Where a resident of a Contracting State 
derives income or owns capital which, in accordance 
with the provisions of this Convention may be taxed 
in the other Contracting State, the first-mentioned 
State shall, subject to the provisions of paragraphs 2 
and 3, exempt such income or capital from tax. 

(2) Where a residentof a Contracting State 
derives items of income which, in accordance with 
the provisions of Article 10 may be taxed in the 
other Contracting State, the first-mentioned State 
shall allow as adeduction from the tax on the 
income of that resident an amount equal to the tax 
finally paid in that other state ta king into account 
the tax payable in respect of the profits out of which 
the dividend is paid. Such deduction shall not, 
however, exceed that part of the tax, as computed 
before the deduction is given which is attributable to 
such items of income derived from that other State. 

(3) For the purpose of paragraph 2, where by 
reason of special provisions for the promotion of 
industrial development, Cyprus tax has been 
reduced to less than 15 per cent the tax paid in 
Cyprus shall be deemed to have been 15 per cent of 
the gross amount of the dividend. . 

(4) Where in accordance with any provision of 
the Convention income derived or capital owned by 
a resident of a Contracting State is exempt from tax 
in that State, such State may nevertheless, in 
calculating the amount of tax on the remaining 
income or clpital of such resident, take into account 
the exempted income or capital. 

4 
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Artikel 24 

Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen 
im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder 
damit zusammenhängenden Verpflichtung unter­
worfen werden, die anders oder belastender ist als 
die Besteuerung und die damit zusammenhängen­
den Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des 
anderen Staates unter gleichen Verhältnissen 
unterworfen sind oder unterworfen werden können. 
Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 
auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat 
ansässig sind. 

(2) Der Ausdruck "Staatsangehörige" bedeutet 
a) natürliche Personen, die die Staatsangehörig­

keit eines Vertragsstaats besitzen; 
b) juristische Personen, Personengesellschafte'n 

und andere Personenvereinigungen, die nach 
dem in einem Vertragsstaat geltenden Recht 
errichtet worden sind. 

(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein 
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen 
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht 
ungünstiger sein als die Besteuerung von Unterneh­
men des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit 
ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, 
als verpflichte sie einen Vertrags staat, den im 
anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuer­
freibeträge, -vergünstigungen und -ermäßigungen 
auf Grund des Personenstandes oder der Familien­
lasten zu gewähren, die er seinen ansässigen 
Personen gewährt. 

(4) Sofern nicht Artikel 9 Absatz 1, Artikel 11 
Absatz 4 oder Artikel 12 Absatz 4 anzuwenden ist, 
sind Zinsen, Lizenzgebühren und andere Entgelte, 
die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei 
der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses 
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie 
Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansässige 
Person zum Abzug zuzulassen, Dementsprechend 
sind Schulden, die ein Unternehmen eines Vertrags­
staats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person hat, bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens dieses Unternehmens 
unter den gleichen Bedingungen wie Schulden 
gegenüber einer im erstgenannten Staat ansässigen 
Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertrags staats , deren 
Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder 
mittelbar einer im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Person oder mehreren solchen Personen gehört 
oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstge­
nannten Staat keiner Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen 
werden, die anders oder belastender ist als die 
Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unterneh­
men des erstgenannten Staates unterworfen sind 
oder unterworfen werden können. 

Artide 24 

N on~ Discrimination 

(1) Nationals of a Contracting State shall not be 
subjected in the other Contracting State to any 
taxation or any requirement connected therewith, 
which is other or more burdensome than the 
taxation and connected requirements to which 
nationals of that other State in the same 
circumstances . are or may be subjected. This 
provision shaJl, notwithstanding the provisions of 
Article 1, also apply to persons who are not residents 
of one or both of the Contracting States. 

(2} The term "nationals" means: 
(a) all individuals possessing the nationality of a 

Contracting State; 
(b) all legal persons, partnerships and associations 

deriving their status as such from the laws in 
force in a Contracting State, 

(3) The taxation on a permanent establishment 
which an enterprise of a Contracting State has in the 
other Contracting State shall not be less favourably 
levied in that other State than the taxation levied on 
enterprises of that other State carrying on the same 
activities. This provision shall not be construed as 
obliging a Contracting State to grant to residents of 
the other Contracting State. any personal allow­
ances, reliefs and reductions for taxation purposes 
on account of civil status or family responsibilities 
which it grants to its own residents. 

(4) Except where the provisions of paragraph 1 of 
Article 9, paragraph 4 of Article 11, or paragraph 4 
of Article 12, apply, interest, royalties and other 
disbursements paid by an enterprise of a Contract­
ing State to a resident of the other Contracting State 
shall, for the purpose of determining the taxable 
profits of such enterprise, be deductible under the 
same conditions as if they had been paid to a 
resident of the first-mentioned State. Similarly, any 
debts of an enterprise of a Contracting State to a 
resident of the other Contracting State shall, for the 
purpose of determining the taxable capital of such 
enterprise, be deductible under the same conditions 
as if they had been contracted to a resident of the 
first-mentioned State. 

(5) Enterprises of a Contracting State, the capital 
of which is wholly or partly owned or controlled, 
directly or indirectly, by one or more. residents of 
the other Contracting State, shall not be subjected in 
the first-mentioned State to any taxation or any 
requirement connected therewith which is other or 
more burdensome than the taxation and connected 
requirements to which other similar enterprises of 
the first-mentioned State are or may be subjected. 
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(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 
für Steuern jeder Art und Bezeichnung. 

Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß 
Maßnahmen eines Vertrags staats oder beider 
Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung führen 
oder führen werden, die diesem Abkommen nicht 
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem 
innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern 
ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 erfaßt wird, der 
zuständigen Behörde des Vertrags staats unterbrei­
ten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muß 
innerhalb von drei Jahren nach der ersten 
Mitteilung der Maßnahme unterbreitet werden, die 
zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden 
Besteuerung führt. 

(2) Hält die zuständige Behörde die Einwendung 
für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, 
eine befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird 
sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit 
der zuständigen Behörde des anderen Vertrags­
staats so zu regeln, daß eine dem Abkommen nicht 
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die 
Verständigungs regelung ist ungeachtet der Fristen 
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten 
durchzuführen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaa­
ten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder 
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des 
Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einverneh­
men zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam 
darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen vermieden werden kann, die im Abkommen 
nicht behandelt sind. 

(4) Die zuständigen Behörden der V ertragsstaa­
ten können zur Herbeiführung einer Einigung im 
Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar mitein­
ander verkehren. Erscheint ein mündlicher Mei­
nungsaustausch für die Herbeiführung der Einigung 
zweckmäßig, so kann ein solcher Meinungsaus­
tausch in einer Kommission durchgeführt werden, 
die aus Vertretern der zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten besteht. 

Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der V ertragsstaa-' 
ten tauschen die Informationen aus, die zur 
Durchführung dieses Abkommens erforderlich sind. 
Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht 
eingeschränkt. Alle Informationen, die ein Ver-

(6) The provisions of this Article shall, notwith­
standing the provisions of Article 2, apply to taxes of 
every kind and description. 

Article 25 

Mutual agreement procedure 

(1) Where a person considers that the actions of 
one or both of the Contracting States result or will 
result for hirn in taxation not in accordance with the 
provisions of this Convention, he may, irrespective 
of the re~edies provided by the domestic law of 
those States, present his case to the competent 
authority of the Contracting State of which he is a 
resident or, if his case comes under paragraph 1 of 
Article24,10 that of the Contracting State of which 
he is anational. The case must be presented within 
three years from the first notification of the action 
resulting in taxation not in accordance with the 
provisions of the Convention. 

(2) The competent authority shall endeavour, if 
the objection appears to it 10 be justified and if it is 
not itself able to arrive at a satisfactory solution, to 
resolve the case by mutual agreement with the 
competent authority of the other Contracting State, 
with a view 10 the avoidance of taxation which is not 
in accordance with the Convention. Any agreement 
reached shall be implemented notwithstanding any 
time limits in i:he domestic lawof the Contracting 
States. 

(3) The competent authorities of the Contracting 
States shall endeavour to resolve by mutual 
agreement any difficulties or doubts arising as 10 the 
interpretation or application of the Convention. 
They mayaiso consult together for the elimination 
of double taxation in cases not provided for in the 
Convention. 

(4) The competent authorities of the Contracting 
States may communicate with each other directly 
for the purpose of reaching an agreement in the 
se~se of the preceding paragraphs. When it seems 
advisable in order to reach agreement to have an 
oral exchange of opinions, such exchange may take 
place through a Commission consisting of represen­
tatives of the competent authorities of the 
ContractingStates. 

Article 26 

Exchange of information 

(1) The competent authorities of the Contracting 
States shall exchange such information as is 
necessary for carrying out· the provisions of this 
Convention. The exchange of information is not 
restricted by Article 1. Any information received by 
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tragsstaat erhalten hat, sind ebenso. geheimzuhalten 
wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses 
Staates beschafften Info.rmatio.nen und dürfen nur 
den Perso.nen o.der Behörden (einschließlich der 
Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugäng­
lich gemacht werden, die mit der Veranlagung o.der 
Erhebung, der V o.llstreckung o.der Strafverfo.lgung 
o.der mit der Entscheidung von Rechtsmitteln 
hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden 
Steuern befaßt sind. Diese Personen oder Behörden 
dürfen die Informationen nur für diese Zwecke 
verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 
öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Ge­
richtsentscheidung offenlegen. 

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als 
verpflichte er einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die 
von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis 
dieses oder des anderen Vertragsstaats 
abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den 
Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsver­
fahren dieses oder des anderen Vertragsstaats 
nicht beschafft werden können; 

c) Info.rm'atio.nen zu erteilen, die ein Handels-, 
Industrie-, Gewerbe- o.der Berufsgeheimnis 
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben wür­
den oder deren Erteilung dem Ordre public 
widerspräche. 

Artikel 27 

Diplomaten und Konsularbeamte 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen 
Vorrechte, die den Diplomaten und Konsularbeam­
ten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
o.der auf Grund beso.nderer Übereinkünfte zuste­
hen. 

Artikel 28 

Inkrafttreten 

(1) Das Abko.mmen bedarf der Ratifikatio.n; die 
Ratifikatio.nsurkunden werden so. bald wie möglich 
in Nico.sia ausgetauscht. 

(2) Dieses Abko.mmen tritt am ersten Tag des 
dritten Mo.nats in Kraft, der dem Mo.nat fo.lgt, in 
dem der Austausch der Ratifikationsurkunden 
erfolgt ist, und seine Bestimmungen finden für alle 
Steuerjahre Anwendung, die nach dem 31. Dezem­
ber des Kalenderjahres beginnen, in dem der 
Austausch der Ratifikatio.nsurkunden erfo.lgt ist. 

Artikel 29 

Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, so.lange es 
nicht vo.n einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 

a Co.ntracting State shall be treated as secret in the 
same manner as information o.btained under the 
domestic laws o.f that State and shall be disclo.sed 
only to persons o.r autho.rities (including courtS and 
administrative bo.dies) involved in the assessment o.r 
collectio.n o.f, the enfo.rcement· or pro.secutio.n in 
respect o.f, or the determination of appeals in 
relation to., the taxes co.vered by the Convention. 
Such perso.ns o.r authorities shall use the infürmatiün 
ünly für such purpüses. They may disclüse the 
infürmatio.n in public cüurt proceedings ür in 
judicial decisio.ns. . 

(2) In no. case shall the provisions of paragraph 1 
be co.nstrued so. as to impo.se on a Contracting State 
the übligatiün: 

(a) to carry o.ut administrative measures at 
variance with the laws and administrative 
practice of that or of the üther Cüntracting 
State; 

(b) to supply informatio.n which is no.t obtainable 
under the laws o.r in the no.rmal cüurse of the 
administratio.n üf that o.r o.f the o.ther 
Co.ntracting State; 

(c) to supply info.rmatio.n which wo.uld disclose 
any trade, business, industrial, commercial o.r 
pro.fessio.nal secret o.r trade process, o.r 
info.rmatiün, the disclo.sure o.f which wo.uld be 
co.ntrary to public po.licy (o.rdre public). 

Article 27 

Diplomatie agents and eonsular officers 

Nothing in this Cünventio.n shall affect the fiscal 
privileges of diplo.matic agents o.r co.nsular officers 
under the general rules of internatiünallaw o.r under 
the provisio.ns of special agreements. 

Article 28 

Entry into force 

(1) This Conventio.n shall ~e ratified and the 
instruments of ratificatiün shall be exchanged at 
Nicosia as so.o.n as po.ssible. 

(2) The Conventio.n shall enter imü fo.rce o.n the 
first day of the third mo.nth next fo.llowing that in 
which the exchange of instruments of ratification 
takes place and its provisions shall have effect in 
respect o.f taxes for any fiscal year beginning after 
December 31 in the calendar year in which the 
exchange o.f instruments o.f ratificatio.n takes place. 

Article 29 

Termination 

This Co.nventio.n shall remain in fo.rce until 
terminated by a Co.ntracting State. Either Co.ntract-
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Vertrags staat kann es am oder vor dem 30. Juni 
eines jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fünf 
Jahren nach seinem Inkrafttreten schriftlich auf 
diplomatischem Weg kündigen. In diesem Fall 
findet das Abkommen nicht mehr Anwendung auf 
Steuerjahre, die nach dem 31. Dezember des 
Kalenderjahres beginnen, in dem die Kündigung 
erfolgt ist. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu 
gehörig Bevollmächtigten dieses Abkommen unter­
zeichnet. 

GESCHEHEN zu Wien, am 20. März 1990, in 
zwei Urschriften, jede in deutscher, griechischer 
und englischer Sprache, wobei alle drei Texte 
gleichermaßen authentisch sind. Im Zweifel ist der 
englische Text maßgeblich. 

Für die Republik Österreich: 
Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina 

Für die Republik Zypern: 
George Syrimis 

PROTOKOLL 

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 
UND 

DIE REPUBLIK ZYPERN 

haben bei der Unterzeichnung des Abkommens 
zwischen diesen beiden Staaten zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen folgende 
Bestimmungen vereinbart, die einen integrierenden 
Bestandteil dieses Abkommens bilden: 

Zu Artikel 7: 

(1) Einer Bauausführung oder Montage dürfen in 
dem Vertragsstaat, in dem sich die Betriebsstätte 
befindet, nur solche Einkünfte zugerechnet werden, 
die ein Ergebnis dieser Tätigkeiten selbst sind. 
Werden im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten 

. oder davon unabhängig von der Hauptbetriebsstätte 
oder einer anderen Betriebstätte des Unternehmens 
oder einer dritten Person Maschinen oder Anlagen 
geliefert, so wird der Wert dieser Lieferungen den 
Einkünften der Bauausführung oder Montage nicht 
zugerechnet. 

(2) Einkünfte, die auf Planungs-, Projektierungs-, 
Konstruktions-oder Forschungsarbeiten sowie 
technische Dienstleistungen entfallen, die eine in 
einem Vertragsstaat ansässige Person in diesem 

ing State may terminate the Convention, through 
diplomatic channels, by giving written notice of 
termination on or before the thirtieth day of June in . 
a calendar year after the fifth year from the date of 
entry into force of the Convention. In such event, 
the Convention shall cease 10 have effect in respect 
of the taxes for any fiscal year beginning after 
December 31 in the calendar year in which the 
notice of termination has been given. 

IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries 
of the two Contracting States, duly authorised 
thereto, have signed this Convention. 

DONE in duplicate in Vienna on the 20th day of 
March, 1990, in the German, Greek and English 
languages, each text being equally authentic. In case 
of doubt the English text shall prevail. 

For the Republic of Austria: 
Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina 

For the Republic of Cyprus: 
George Syrimis 

PROTOCOL 

THE REPUBLIC OF AUSTRIA 
AND 

THE REPUBLIC OF CYPRUS 

have agreed at the signing of the Convention 
between both States for the avoidance of double 
taxation with respect 10 taxes on income and on 
capital upon the following provisions which shall 
form an integral part of the said Convention: 

Ad Article 7: 

(1) In the determination of the profits of a 
building site or construction, assembly or installa­
tion project there shall be attributed 10 that 
permanent establishment in the Contracting State in 
which the permanent establishment is situated only 
the profits resulting from the activities of the 
permanent establishment as such. If machinery or 
equipment is delivered from the head office or 
another permanent establishment of the enterprise 
or a third person in connection with those activities 
or independently therefrom there shall not be 
attributed 10 the profits of the building site or 
construction, assembly or installation project the 
value of such deliveries. 

(2) Income derived by a resident of a Contracting 
State from planning, project, construction or 
research activities as weil as income from technical 
services exercised in that State in connection with a 
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Vertragsstaat erbringt und die im Zusammenhang 
mit einer im anderen Vertragsstaat unterhaltenen 
Betriebsstätte stehen, werden dieser Betriebsstätte 
nicht zugerechnet. 

(3) Ungeachtet des Absatzes 3 sind Beträge 
(ausgenommen solche zum Ersatz tatsächlich 
entstandener Aufwendungen), die von der Betriebs­
stätte an den Hauptsitz oder an eine andere 
Geschäftsstelle des Unternehmens in Form von 
Lizenzgebühren, Entgelten oder anderen ähnlichen 
Zahlungen für die Benutzung von Patenten oder 
anderen Rechten, in Form von Provisionen für die 
Erbringung bestimmter Leistungen oder für die 
Leitung oder, ausgenommen bei Bankunternehmen, 
in Form von Zinsen für Darlehen, die der 
Betriebstätte gewährt wurden, gezahlt werden, nicht 
zum Abzug zugelassen. Dementsprechend sind 
Beträge (ausgenommen solche zum Ersatz tatsäch­
lich entstandener Aufwendungen), die von der 
Betriebstätte dem Hauptsitz oder einer anderen 
Geschäftsstelle des Unternehmens in Form von 
Lizenzgebühren, Entgelten oder anderen ähnlichen 
Zahlungen für die Benutzung von Patenten oder 
anderen Rechten, in Form von Provisionen für die 
Erbringung bestimmter Leistungen oder für die 
Leitung oder, ausgenommen bei Bankunternehmen, 
in Form von Zinsen für Darlehen, die dem 
Hauptsitz oder einer anderen Geschäftsstelle des 
Unternehmens gewährt wurden, in Rechnung 
gestellt werden, bei der Ermittlung der Gewinne 
dieser Betriebstätte nicht zu berücksichtigen. 

GESCHEHEN zu Wien, am 20. März 1990, in . 
zwei Urschriften, jede in deutscher, griechischer 
und englischer Sprache, wobei alle drei Texte 
gleichermaßen authentisch sind. Im Zweifel ist der 
englische Text maßgeblich. 

Für die Republik Österreich: 

Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina 

Für die Republik Zypern: 

George Syrimis 

permanent establishJ;Ilent situated in the other 
Contracting State, shall not be attributed to that 
permanent establishment. 

(3) Notwithstanding the provIsions of para­
graph 3 no such deduction shall be allowed in 
respect of amounts, if any, paid (otherwise than 
towards reimbursement of actual expenses) by the 
permanent establishment to the head office of the 
enterprise or any of its other offices, by way of 
royalties, fees or other similar payments in return for 
the use of patents or other rights, or by way of 
commission for specific services performed or for 
management, or, except in the case of a banking 
enterprise, by way of interest on moneys lent to the 
permanent establishment. Likewise, no account shall 
be taken, in the determination of the profits of a 
permanent establishment, for amounts charged 
(otherwise .than towards reimbursement of actual 
expenses), by the permanent establishment to the 
head office of the enterprise or any of its other 
offices, by way of royalties, fees or other similar 
payments in return for the use of patents or other 
rights, or by way of commission for specific services 
performed or for management, or, except in the case 
of a banking enterprise, by way of interest on 
moneys lent to the head office of the enterprise or 
any of its other offices. 

DONE in duplicate in Vieima on the 20th day of 
March 1990, in the German, Greek and English 
languages, each text being equally authentic. In case 
of doubt the English text shall prevail. 

For the Republic of Austria: 

Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina 

For the Rep~blic of Cyprus: 

George -Syrimis 
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EYMBAEH META~Y TH[ ßHMCKPATIAE 

THE AYHPIAE KAI Tf!E KynPIAKHE 

ßHt·\OKPATIA[ rI.~ THf1 AnOoyrH 

THE ßInAHE ~OPOAOrIAE 

E HOßl-iHA KAI nAim HO KEcMMIO 

H ß~~OKPOTio Tr.\ AuaTpio\ KOI ~ 

KunploK~ ß~~oKpoTia 

EnleU~~vro\ r~ aOvo~~ [O~ßoa~\ Yla T~V ono~uy~ 

T~, oln>.~, QopoAoyio, avclioplKO )JE TOU~ 

9ÖPOU\ novw aro Elaö5r.~o KOI novw aro 

KEQo>.alo, 

txouv oU~QWV~OEI önw~ OVCQtPETOI nlo KOTU: 

21 
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IADenO 

EKTA[H ßIAnporOnIKH[ E~APMOrH[ THr [YMBA[Hr 

H nop00oo [0~ßoo~ EQap~Ö~EiOI OE npöo~na Ta onoia EivOI KÖTOIKOI Ev6~ 

~ Kai TUV 600 [upßoAAo~ivwv"KpOT~V. 

AP8PO 2 

KAAynTOMENOI ~OPOI 

(1) H nopoOoo [0~pao~ E90p~a~Eral növw OE 9ÖPOU~ sni TDU Elooo~~aTO~ 

Kai TOU KEQoAoiou. nou EnlßÖAAoVTol '(IO Aoyoploo~ö tUllßoAAOllbou 

KPÖTOUC; ~ opyövwv OUTOÜ ~ Ton I KtJ'/ OPXWv. aVE~öpT~TO anö TOV 

Tpono nou "oUToi EnIßÖAAOVTol. 

(2) 80 BswpaüvTol wc; QÖPOI Enl Eloo6~1l0TOC; Kai Eni KEQOAOiou &'\01 01 

9ÖPOI. nau Enlß6AAoVTOI os OAÖKA~po TO EI066"~0. ~ TO KEQ6Aolb, 

növu OE ~ipo~ aUT~v, nEpl'\o~ßOVo~tvuv Kai QÖPWV Eni TUV KEp50~ 

cnö T~V EKnoiqo~ KIV~T~e: Kai cKiv~T~C; 15ICKT~oioc:. K~e~e: Enic~c: 

Kai ~ÖPOI növu OT~V ovoTi~~o~ KEQoAoiou. 

(3) 01 U?IOTÖllEVOI QÖPOI nö~w OTOUe: cnoiouc; ~. nopoOaa [üpßoa~ 60 

EQOPllöCETOI EivOI EI5IKGiEPO: 

0) or~v Auorpio: 

). 0 Q6po~ Eloo6~1l0iO~ (die Einkom~ensteuer)· 

2. 0 ,öpo~ EroipEIGv (die Korterschaftsteuer)· 
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3. 0 QÖPO~ növw aro EIOÖO~~O 810IK~rIKWV [u~ßouAiwv (die 
Aufsichtsra~sabgabe)' 

4. 0 QÖpo~ Eni KEQaXoiou (die Ver~ogensteuer)' 

5. 0 QÖpo~ nEplouolOKWV OT01XEiwv ÖlC9EUYÖVTWV TO QÖpo 
KX~povo~lö~ (die Abgabe von Vermogen, die der Erbschaftssteuer­

entzogen sind)' 

6. 0 9ÖPO~ Eni E~noplKwv KOI ßIO~~XOVIK~V EnIXElp~CEUV, 

nipIAo~ßovo~tvou Kai TOU 96pou nou EnlßöAAETOI növu OTO no06 
TUV ~Ioewv (die G~werbesteuer einschlieblich der 
Lohnsummensteuer)' 

7. 0 tYYEIO~ 96po~ (die Grundsteuer)' 

8. 0 96po~ Eni· YEWPYIKWV KOI OCOIKWY EnIXElp~OEWY (die Abgabe von 
land-und forstwirts chaftlichen Betrieben)' 

9. 0 9ÖPO~ Eni T~~ o~ic~ KEVWV TE~axiwv y~~ (die Abgabe vom 
Bodenwert bei unbebauten Grundstucken) . 

(ß) OTIj'/ Künpo: 

1. 0 Q6po~ }IOOO~POTO~' 

2. H EKTGKT~ EIOQOPO' 

4. 0 QÖpo~ Eni TIj~ OKiv~TIj~ nEplouoio~. 

23 
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(4) H [ö~ßoo~ OUT~ EQop~6~ETOI n6vw OE 6~ou~ TOU~ TOUTÖO~~OU~ ~ 

ouolw5~~ nop6pol0~ QÖO~~ 96pou~ 01 onoiol EnIßÖ~AoVTOI PETÖ T~V 

unoypoQ~ Tq~ [öpß6o~~, EninpöOeET~ ~ oiri TWV u9lorö~Evwv ~öpwv. 

[TO r~Ao~ KÖSE Xpövou 0' OPPÖ5IE~ oPXf~ TWV [u~ßo~~opfvwv KPOT~V 

80" yvwoTonoloöv ~"pIÖ OT~V 6AA~ onolEo5~noTE oAAoyf~ nou fYlvov 

OTI~ ovriaTolXE~ QOPOAOYIKt~ VO~08EOiE~ TOU~. 

'A08oo 3 

(1) riO oxonoöc; rrl~ nopoöoc~ [ö~ßoo~C;, EKTÖ~ 0" ÖIOQOPETlKÖ npoKönTEI 

onö TO KEiPEVO: 

0) 0 6po~ "AUOTpio" O~~OiVEI T~ Ö~~oKpoTia T~~ Auorpio~. '. 

ß) 0 6poe; "KönpQ~" O~POiVEI r~v KunploK~ ß~~OKPOTio Kai, ÖTOV 

XP~ol~onoIEiTol ~E T~ YEwYP09IK~ lOU tVVOIO, nEplAcpßÖVEI T~V 

E6vIK~ EnIKpöTEIO, TC XWPIKÖ ~ÖOTO T~~ Könpou KCe~~ Enio~~ Kai 

ile; Ö~~Ee; 6oAöOOIEC; nEploxt~, pfoo OTI~ onoiE~ ~ Könpo~, 

a0p9~vo ~E TO ölE8vf~ 6iKo10, eCKEi KUPIOPXIKÖ ÖIKOI~~OTO KOI 

ÖIKOlooooio' 

y) ° öpo~ unpöo~no" nEplAoPPÖVEI ÖiOPO, ETOIPEio ~ onoloö~noiE 

öAA~ tvwo~ npoo~nwv' 

ö) 0 öpOC; "ETOlpEio" O'lPOiVEI onoloii~noTE VO~!)KÖ npöowno r) 

on.o I oo~noT E öH'l 01,' rÖT ~ TOll uno i 0 onö QOPOAOY I K ~ ö~P'll'l. 

8EUPEiTOI ~e; VOPIKÖ npöowno· 

E) 0 I öpo r "En I XE i PI1011 EVÖe; [UIIßOx>"ÖPEVOU Kpö T OUS" ;(0 I 
EfI r XE j P'lO'l TOU öX>..OU rUPßOAAÖPEVOU Kpö T ouc;" O'lPO i ','OU" 01,' T i OT 0 I XO 

EnrXEipilOil nou ÖIEtÖYETOI onö ,,6TOIKO TOU EVÖe; 
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ru~ßaMOlfEVOU KPOTOU~ Ka I En I XE i PIlOIl nou 0 I E~O'{ETa I ono 

KOTOIKO TaU Ö~AOU rU~ßaAAO~EVOU KPÖTOU~' 

(ar) 0 öpc~ "OIEeVEi~ ~ErüyOpt<:" Of1~JOiVEI onorGO~nOTE ~ETOQOPÖ PE 

nAoio ~ aEpoaKÖQO~, nou XPIlOI~onOIEiTal anö EnrXEipllOIl nou 

EXEI ~<: npay~aTIK~ topa OIOiKIlOI1<: Eva ano TO [u~ßaAAö~EvO 

KpÖTIl. EKTO<: öv Ja nAoio ~ TO aEpooKoQO<: XPllal~ono'EiTol ~övo 

~ETC~Ü nEp,ox~V TOU öAAou [u~ßaAAo~EvOU Kpörou<:' 

(C) 0 opo<: "ap~oora apx~~ GIl~aivEI: 

(I) OTllv AuoTpia: TOV O~oonov5loKO Ynoupyö OIKOVO~IK~V' 

(I I) OTllv Künpo: TOV Ynoupyo OIKOVO~IK0v ~ TOV 

E~OUOIOabTI1~tvo CVTlnpöawnö TaU' 

(2) 'Ocov aQopö 'Ilv EQCPPOY~ '11e; r0pßacllC onD Ta [u~ßcAAo~EVO Kpöroe;, 

onOlooo~noTE opo<: nou OEV nEpl~~QeIlKE O'OUT~, EKTO<: OV OICQOPETIKÖ 

npOKünTEI onD Ta KEi~Evo. EXEI TI1V tvvOIO -nou EXEI OUVÖ~EI TOU olKoio~ 

ToU KPOTOUC 0XETIKO ~E TOUe: Qopoue; nou KoAünTovTcl onD TIlV [ü~ßaal1, 

',.'lc8co ,j 

K;\TOIKO[ 

(1) rio oKonoüc; T~C; nopoüccc; [0~ßoGijc;. 0 opoc; "KOTOIKO<: Eva<; 

[uIlßaAAo~tvou KpOTOUC;" GllifoivEI onoloo~noTE npOGwno Ta onoio,­

OÜ~9~VO ~E TOUe; vO~OUC; ToU K~äTOU<: OUTOÜ, unÖKEITOI OE QopoAoyio 

a'ouTO >,oyw 11lC KOTO'Kio<: rou (DOHICIlE), OIOpOV~<: (RESIDElICE). 

Tönou O'OiKIlOI1<: ~ 6AAou KPIT~picu nopollolO<: 90011<:' 0 opa<: ollW<: 
aUTo<: OEV nEplAopßÖVEI onolo~~noTE npoowno unOKEillEVO OE $opoAoyio 

25 
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0' OUTO TO KPÖTO~ OV090PIKÖ povo ~€ Ta €loo5~va ono n~yt~ TOU 

KPÖTOU~ OUTOU ~ K€QOAOiou nou ßpiOKEiOI 0' aUTO. 

(2) 'Onou, Aoyu TWV 510TO~EUV T~C nopoyp6Qou 1, tvo OTOPO €ivol 

KÖrOIKOC Kai TUV 500 [upßoAAo~ivuv KpOTGv, rOTE ~ VO~IK~ TOU 

KOTÖOTOO~ 80 onoQcoi ~€TO I (,1.~ oKo)..aü8wc:-

(0) Ba SEwp€iTOI wC KOTOIKOq TOU Kporouc oro onoio ~XEI pavl~~ 

KOTOIKio npoolT~ 0' aUTO' ÖV tXEI POVI~~ KOTOIKio npOOIT~ 

0' aUTO Kai ara oua Kpör~, So 6EUPEiTOI u~ KörolKo~ TOU 

KpÖTOU\ ~€ TO onoio 01 npoownlKEC Kai OIKOVO~IKEC TOU OXEOEI\ 

EivOI OTEVOTEpE\ (KEVTpO ~UTIKGv OU~QEPOViWV)' 

(ß) OV TO KPÖTOC oTo,onoio ßpiOKETOI TO KEvrpo ~wTIKGv 

OU~QEpovrwv, OEV pnopEi va Ko8oPIOTEi, ~ OV Ö€V EX€I POVI~~ 

KOTO'IKio npOOIT~ a'auro oro EVa ~ aro öAAo KPÖTOC, 80 ., 

6EUPEiTOI w~ KörolKoc rou KPOTOUC aro anaio EXEI ~uv~~~ 

KorOldo' 

(y) OV EXEI ouv~6~ KorOIKio Kai OiO 6üo Kp6T~ ~ GE Kovivo ono 

aUTO, 80 6sup€irol w, KOTOIKC~ IOU Kporou~ TOU onoiou EivOI 

rlOAiTij~' 

(15) OV EivOI noAiiq~ Kai ruv OÜO KPCT~V ~ KOVEVOC ono aUTO, 01 

ap~ooIE\. 0PXE\ rou [u~ßo)"Ao~tvou KpOIOU\ 60 OlEU8ETOUV TO 

~~Tq~O ~E opolßoia oU~Quyio, a0~~wva ~E T0 'Ap9po 25. 

(3) 'Onou, .\'o'{U ruv ÖlaTÖ~E<':'1 Ti'J, napc'ip,';';Cu 1, npöc<.:na 0>->,0 ~ or'opa 

Eival K6TOIKO\ Kai TW" ÖÜO [UppCA.\OpS','w',' KPOTl)',', OUTO So 8e:uPEiTCI 

w\ KÖTOIKO\ rou KpÖTOU\ ara onoio ~piGKETOI ~ npOYPOTIK~ töpa 
öloiula~c TOU. / 
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1305 der Beilagen 

'AD90o 5 

1'~OlmHf ErKATALTALH· 

(1) rro aKonoö~ T~~ napo0ac~ 10~ßoa~~, 0 öP9~ "~ÖVI~~ EYKaT~oToo~" 

o~~aivEI Könolo oTo8EPÖ Töno E~nopIK~~ ~ EnaYYEA~aTIK~~ 

5POOT~PIÖT~IO~, OTOY onoio 01 EpvooiE~ ~16~ EnIXEip~o~~ 6lE~öyovTal 

nA~pw~ ~ ~EpIKW~. 

(ß) unoKaTöoT~~a: 

(Y) YP0 9Ei O' 

(0) Epyoor6olo' 

(E) EpyoaT~pIO' Kai 

(aT) opuXEio, ~ETpEAor6n~y~ ~ n~y~ E~6pu~~~ ~UTCEpic~, \cro~Eio ~ 

onola6~noTE öAA~ n~y~ E~ÖPU~~C QUOIKOU n~o0iOU. 

(3) EPVOT6~16 ~ KaTCGKEU~ ~ Epyooia EVKaT60ico~C oU~loT6 ~6vl~1Y 

EYKOT6oTOO~ ~övo ÖV OIOPKEi ntpa iUV 24 p~~~v. 

(4) AVE~ÖPT~T~ onö Tle npo~yoü~EVEC ~IQi~~EIC TOU nc~övl0C 'Ar8pou 0 

öpOC "~ÖVI~~ EYKaTÖOTCG~" 8EWPEiiOl ÖTI 5EV nEpr~a~fövEI: 

(0) T ~ xp~a~ 5 I EUKO),Ii','o EW'! pö,:o '{ r (J cKonö E':ar.cGriK eJCi]C I .: KG EOr,C rj 

napööoo~C ovoOw', ~ EpncpEUpÖnj'/ r.au o':::l':ou\' Olll\' [r.1 XE i pqoq' 

27 

1305 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 27 von 59

www.parlament.gv.at



28 1305 der Beilagen 

(P) T~ 510T~P~O~ ano8tpaTO~ ayoe~v ~ EpnopEupÖTUV nou OV~KOUV OT~V 

EnIXEip~o~ ~övo v,a TO OKonö EvonoO~KEUO~~, EKeEO~~ ~ 

nopoooo~~' 

(y) T~ OIOT~P~O~ on08E~OTO~ ciyoe~v ~ E~nopEupÖTWV nou aV~KOUV aT~V 

EnIXEip~o~ pövo v,a TO oKonö EnE~Epyaoia~ OUT~V anö oAA~ 

En I XE i p~arl' 

(ö) T~ ÖIOT~P~O~ KonOlou oio8EPOU Tönou Ep.nopIK~~ ~ EnQ'{yc:A~aTIK~~ 

EYKOTÖOTOO~~ ~övo YIO Ta OKonö oyopo~ ayae~v ~ E~nopEU~ÖTWV ~ . 

ouAAoy~~ nA~poQop'~v V'O T~V EnIXEip~a~' 

(c:) T~ ÖIOT~P~O~ Konolau oTo9EPOU Tonou E~nopIK~~ ~ EnoVYEA~aTIK~~ 

EVKoTöoTaan~ ~ovo v,a Ta aKonö 5IE~ayuy~~ v,a T~V EnlXtipnan 

onOlaaö~nOTE öpaOT~plöT~TO~ nou EXEI npanopaaKEuooTIKÖ ~ 

EnIßOne~TIKÖ xapaKT~pa' 

(aT) rq ÖlaT~p~an KonolOU aT08Epoti Tönou E~nopIK~~ ~ EnaYYEA~OTIK~~ 

EYKoröoroo~~ ~OVO Yla Ta ÖKonö onolouö~noTE ouvöuco~oti TUV 

öpoaT~pIOT~rwv nau aVOQtpavTOI OTI~ unonopaYPoQou~ (0) PEXPI 

(E), voou~EVOU OTI q OUVOAIK~ öpaOTnpl6T~Ta TaU Tönou 

E~nopIK~~ ~- EnQYYEA~OTI~~~ E~KOT6oTOOn~, nou npoK0nTEI enö TO 

aUVÖUCG~Ö eUTO, EXEI nponopeCKEUOOTIKÖ ~ EnIßO~e~Tr~6 

xopCKr~po. 

(5) AVE~öpT~Ta ono Tr~ ölaTö~EI~ TUV napaYPo9wv (1) Kai (2), önou 

npöowno - nAqv OVE~OpTnTOU npoKTopO Y'O Tav anaio EQop~b~Erol ~ 

ncpöYP090~ (6) • EVEPYEi onö ~Epou~ EnIXEip~on~ Kai EXEr, Kai 

ouv~ew~ OOKEi, 0' Eva [u~ßcAAö~Eva KpöTa~, ~~ouoloöörna~ 1'0 ?tiV8*~ 

cu~ßaOEUV OTO ÖVo~o Tq~ EnrXEipnoq~! q EnlXEipqoq OUT~ 9EwpEiror 

OTI iXEI ~ö~l~q EYKorooroon PEOO 0' our6 Ta KPÖTO~ OE OXEoq ~E 

onorEoö~noTS ÖpOOTqpI6TqTE<; Tr~ onojE~ TO npcQ(,mo eurö oveAopßÖVEI 

Y'O T~V EnIXEjp~oq, EKTÖ~ Eav 01 öpoor~prOT~TE~ TaU npoa0nou ouro0 
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1305 der Beilagen 

nEplopiCo~TOI OTI~ OVOQEPÖ~EVE~ OT~~ nopbypa,o (4) 01 OGOiE~, ÖV 

Y i VOVTOV ~EOW oTo8EPOÜ Tönou' E~1l0P I KQ~ ~ En.dYVEAjJOT I K~~ 

EYKOTboTOO~~~ ÖEV 80 K0810TOÜOGV oUT6v jJÖVljJ~ EVKoTöoToa~ 5UVÖPEI 

TWV 510TÖ~EWV T~~ nopoypö,ou OUT~~. 

(6) Hlo En/XEip~o~ 5EV 8E~p~iTOI OTI EXEI PO'lljJ~ EYKOTÖOTcOq OE 

[UjJßOAAöjJEVO KPÖTO~ onA6 Kai JJOVO EnEI6~ 5IE~ÖYEI EpyoaiE~ aro 

KPÖTO~ aUTO jJEOW jJEoiT~, YEVIKOÜ nopOYYEAI050Xou PE npop~eEIO ~ 

onolou5~nOTE 6AAOU OVE~OpTqTOU npÖKTOpO, EQÖOOV TO npöowno OUTä 

EVEPYOÜV-PEOO OTO ouvn910pE:VO nAoiolo EPycaio~ TOU~. 

(7) To YEYOVO~ orl Konolo ErolpEio ~ onoio EivOI KörolKo~ Ev6~ 

[ujJßoAAojJEvou KpäTOU~ EAEYXEI ~ EAEYXETOI onö ETOIPEio ~ onoio 

EivOI KÖTO/KO~ TOU'ÖAAOU [UPßOAAÖPEVOU Kp6TOU~ ~ 5IE~ÖYEJ EPyooio 

OTO ÖAAO [UjJßOAAOjJEVO KPÖTO~ (EiTE jJEOW jJO'lljJrl~ EYKOT60TOOq~,~ 

öAAw~ nw~), 5EV pnopEi OUTO KaI povo va KOToaT~aEI 1-1/0 ono T/~ 

ETO/PEiE~ OUTE~ I-IOVI~O EYKOi60TOOn T~~ öAA~~. 

';'\08po 6 

Er[Q~1-ir-t4 _.::no AKrr:HTHJMOKTHrIA 

(I) Eloö5n~o nau cnoKTöTol onö KÖTOIKO [UpßOA~O~E:VOU Kp6TOU~ onö 

oKivqTq 151cKTqaio (nEpIAc~gavojJtvou Eloo6~~OTO~ cn6 T~ YE~PYIO Kai 

6000KO~io), nou ßpiOKEIOI aTO ÖAAo [UI-IßoAAöPEVO Kp6TO~, pnopEi va 

90poAoYE i T.O I -Gnö T 0 bAAo cu T ö Kp6 TO~ . 

(2) 0 öpo~ "oKivqrq 1510KTnaio" 60 EXEI T~V EVVOIO nou EXEI ÖUV6jJEI lUV 

510T6~EWV TUV vö~uv TOU [u~ßoAAöjJEVOU Kp6TOU~, aro onoio ßpiOKEiOI 

n EV Aöyu 1~loKr~oio. [E Kt8E nEpinTuo~ 0 öpo~ nEplAopßÖVEI 

29 
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30 1305 der Beilagen 

nopapT~~OTO Kai unoaTOTIKO T~~ aKiv~T~~ IOloKT~a;a~. ~~a 

KT~VOTPOQjG~ Kai E~on~IO~Ö, no~ Xpqol~onolEirol OT~V YEwpyio Kai 

ooaoKo~io, 5IKol~~oTa nou unÖKEIVTOI-~TI~ 610Tä~EI~ T~~ YEVIK~~ 

VO~09Eoio~ nEpi oKivqT~~ IOIOKT~oio~, EnlKopnio novw OE oKiv~T~ 

IOIOKTqO;O Kai OIKal~~OTO ~ETOßA~T~Y ~ nOYIWY nAqpw~~v ivaVTI 

EKPEToAAEUOq~ ~ OIKOI~~OTO~ EK~ETOAAEUO~~ ~ETOAAEUTIK~V 

KO I TOOlJorWv, nqy~v K'O i o,\Aou ipUO I KOÜ nAOÜTOU' nAo; 0, ,U~ßo I KO I 

OEPOOKÖ'~ OEV 9EWPOÜVTOI OKiv~T~ IOIOKT~oio, 

(3) 01 610TO~EI~ T~~ nopaypoQou 1 E90PIJÖ~OVTOI novu OTO Eloö6~~o nou 

npoEPXETOI onö TqV O~EO~ Xp~o~, ~ioewo~ ~ Xp~o~ oKiv~TG~ 

1510KT~oio~ KOTW cn' onorco~noTE oAA~ ~OP9~. 

(4) 01 5IoTt~EI~ TWV nopoypo9WV Kai 3 E90P~Ö(OVTOI Enio~~ novw aTa 

EIOÖO~~O aKiv~r~~ IOIOKT~oic~ IJIO~ EnIXEip~o~~ Kai navu Oia 

Eloöo~~a OKiV~T~~ IOIOKT~aio~, nou XpqollJonolEiTal Yla r~v nopox~ 

OVE~OPT~TWV npoawnlK~V un~pEar~v. 

'tl,oaDa 7 

KEPüH EnlXEIPHIHE 

(1) Ta Kip6~ IJra~ E~IXEip~o~~ Iu~ßoAAa~tvou KPOTOU~ QopoAoyeüvTol ~6~o 

~too aTa KPÖTO~ eurö, EKTÖ~ OY ~ EnIXEip~o~ 5IE~oYEr EpyooiE~ OTG 

öAAo ru~ßoHa~e:','o Kporo~ IJEOW ~ö',II~Hl~ ,r;;YKQTOOroc~<; nou ~ilim;ETol 'j' 

aUTÖ. Av ~ EnIXEip~o~ orE~oYEr EpyeoiE~ önw~ OVo9Epovrar nrö nö~u, 

TO Kipaq ~~<; Enlx~ip~oq~ Ilnopo0v va ~OPoAOyoüvTor Kai oTo~AAo 

KPÖTO<; oAAo ~6vo KOTO TO ~fpo<; OUTGV nou OVOAOYEi OT~V ~6vrlJ~ OUi~ 

EVKoTcoroo~. 

(2) 'T~poulJtvwv TUV ~laTö~Ewv T~<; nopoYPo70U 3, 6nou ~Ia EnlXEipnon 

EVÖ~ [upßoAAo~t'."au Kpärcu~ I) I EE:öye: I Epyao i E<; ara Ö;\>,o LUIJßoAAol1<:'.'J, 
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1305 der Beilagen 31 

KPÖTO~ ~tow ~ovl~q~ EYKOTÖOTOOq~ nou ßpiOKETOI 0' aUTO, 80 OEWPOÜVTOI, 

OOOV oQopö TO KÖSE [u~ßoAAoPEVO KPÖTO~, w~ Ktp5~ nou ovoAoyoüv OT~ 

pövlpq OUT~ EYKOT6oTOO~, Ta Ktp5~ Ta onöio ~~oAoyi~ETOI Ö'I 80 

npoYPoTonoloüvTOV ono our~v, ÖV OUT~ onoTEAoüOE ~EXWPIOT~ Kai 

OV~~ÖpTqT~ EnIXEip~o~ nou OOXOAEiTOI pE T~V 1510 ~. nop6~010 

5poOTqpIOTqTO, KÖTW ono TI~ i51E~ ~ nopopolE~ OUV8~KE~ Kai nou 

EVEPYEi TEAEiw~ OVE~öpt~TO ono Tqv EnlXEip~oq Tq~ onoic~ OUT~ 

enOTEAEi POVIP~ EYKOTöorooq. 

(3) KOTo TOV K080PIOPO TWV KEp5~v T~~ POVI~~~ EYKOTÖOTOO~~ Ba 

EKninTovTol OAE~ 01 50növE~ nou yivOVTOIYIO oKono0~ Tq~ POVIP~~ 

E'{KOTÖOTOO~~, nEpl>,cPßOvO~2.vWV TUV OIOIK~TIKWV Kai Y'C.'1IKÖ TWV 

OIOXEIPIOTIKWV 50nov~v, EiTE OUTt~ tYIVOV OTO KPÖTO~ ptco OTO onoio 

ßpiOKETOI ~ p6vlpo~ EYKOTÖOTOO~ EiTE oAAoO. 

(4) HEXPI TOU o~pEiou nou ouv~8i~ETOI 0' tvo EupßoAAOPEVO KPÖTO'<: vo 

Koeopi~oVTOI TO ovoAOYOÜVTO Ktpo~ OE POVIP~ EYKOTOOTOO~ PE ßÖO~ TO 

KOTOPEPIOPÖ TUV OUVOAIKWV KEPOWV T~~ EnIXEip~o~~ OTO ol6Qopo 

rp~pOTO OUT~~, rinOTO on6 Ta npOOVOQEPS~VTO OT~ nopäypoQo 2 OE Sc 

E~n05i~EI TO EupßaAA6pEvo aUTO KPÖTO~ ono TOU va Koeopi~EI Ta 

'OPOAOY~Tto KE~5~ PE TErolo EnlpEpIO~O onw~ ouvq8itETOI' ~ 

XP~OlponOlo0pEV~ pt8ooo~ rou EnlpEplopOO nptn!1 va EivOI TtTOIO 

~OT'C. TO ono,~AEo~O '10 EivOI oOpQWVO PE TI~ opxt~ nau 

nEpIAopß6voVTOI 0' eUTo TO 'Ap9po. 

(5) KOVEVO KtpOO~ OE 9EWPEiTOI Oll ovcAaYEi GE ~IO p6vl~~ EYKOTÖOTCCl 

AoywenA~~ oyap6~ eno T~V POVIP~ CU~~ EYKOT60TOC~ oyce0v ~ 

EpnopEu~ÖTWV YIO T~V EnIXEip~o~. 

(6 ) riO oKano0~ TUV npoqYOÜPEVWV nopeyp6Qwv, Ta KEp6q nou ovoAoyoOv 

povlpq EYKOTOOTOOq 80 KoSopi~oVTOI PE ,~v iölo pt8050 Y'O KÖOE 

XPOVO EKTO~ 0'1 unÖPXEI EnopK~~ Aoyo~ Yla Ta OVTiSETO. 

Gin 
" 

(7) 'Onou TO Ktpörl'nEpIAoPß6vouv KOI OTOIXEio ElooorillOTa~ .,-10 Ta anoip 
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1305 der Beilagen 

Y[VETOI ~V€[O 1~IO[TEpO OTO öAAo 'Ap9po T~~ nopo~oo~ [~~ßeo~~, 01 

610TÖ~EI~ TWV 'Ap8pwv our~v 5EV En~pEö(aVTal anö TI~ 5Iarö~EI~ TOU 

napövro~ 'Ap9pou. 

(8) 0 öpo~ "Ktp6~", önw~ XP~OI~onOIE[ral ara 'ApSpo, nEpIAa~ßÖVEI Ta 

KEPO~ nou onoKo~i(EI onolooö~noTE OUVEralpo~ v,a T~ OU~~Erox~ TOU 

of EVa OUVETOIPI0~6, nEpIAo~ßovo~Ev~~ T~~ OU~~ETOX~~ 0' tvo 090V~ 

OUVETOIPIO~Ö (sleeping part~ership). 

, AaSan 8 

8AAA[[IE[ KAI AEPOnOPIKEf META~OPE[ 

(1) Ktp5q Enlx€ip~o~~ onö T~V AEITOUPY[O nAoiwv ~ OEPOOKOQ~V OE 

51E6vEi~ ~ETOQopf~ 90poAoyo~VTOI ~övo ora [u~ßoAAö~EVO KPÖTO~ OTa 

onoio ßpiOKETOI ~ npaV~OTIK~ f6pa oloiK~o~~. 

(2) Eöv ~ npoy~oTIK~ topa 510iKDO~~ ~Ib~ vaurIXleK~~ EnIXEi~DOD~ 
. ppiOKEiCI növw OTO nAoio, Ba 8ElJpEiroi ÖTI ppiOKETOI' OTO 

[u~ßo.\,\Ö~E·JO KPÖTC~ aTO CriO i 0 ßp i eKETO I Ta A qJäv I v~oA()'''D.CD~ TOU 

nAoieu, h, ÖV OEV unöPXEI rtTolo AI~ÖVI, oro [u~ßoAAö~EVO KPÖTC~ 

TOU o~oiou 0 XEIPIOT~~ TDU nXoiou EivOI KÖiOIKO~. 

(3) 01 610T6~EI~ TD~ nopaypb~cJ (1) EQep~öCovTal Enic~~ n6~~ aTa Ktp~~ 
cnö T~ OU~~ETOX~ OE KOIVOr.~9~io. CE KOIV~ EnIXEipDC~ ~ 0E 

npOKTopEio olE6v~v EnIXElp~OEUV. 
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1305 der Beilagen 

. 'Ao8oo 9 

rYIJüF.ßF.I·\EIIF.[ EnIXEfPH[EIr 

( 1) 'Onou 

(0) EnIXEip~o~ [u~ßoAA~~EVOU Kp6TOU~ OU~~ETtXEI 6~EOO ~ t~PEOO Oi~ 

oloiK~O~, tAEVXO ~ OTO KEQ6AoIO EnIXEip~o~~ TOU öAXou 

[u~ßoAAö~EVOU Kp6TOU~, ~ 

(P) Ta iOlo npöowno OU~PETtXOUV ö~Eoa ~ E~~Eoa aT~ 510iK~O~, TOV 

EAEYXo ~ TO ~E9ÖAoI0 EnIXEip~c~~ EVÖ~ [u~ßoAAöPEVOU Kp6iOU~ Kai 

EnIXEip~o~~ TOU 6AAou [upßoAAo~EVOU Kp6TOU~, 

Kai OTI~ 500 nEplnr~oEI~ ri8EvTai ~ Enlß6AAoVTOI ÖPOI ~ETO~~ TWV 300 

EnIXElp~GEWV OTI~ E~nopIKE~ ~ OIKOVO~IKt~ TOU~ OXEOEI~, 01 onoiE~ 

EivOI 510~opETIKE~ on6 aUTE~ nau Ba EiiSEVTO ~ETa~0 oVE~6pT~TWV 

EnIXElp~OEt.iv, rÖTE oAo Ta Ki:p5~ Ta onoio, 6'1 OEV un~Pxo'l 01 OPOI 

eUToi, 20 EnpoypoTcnolofivTCV ono ~Ia T~V EnIXElp~OEWV, aAAö A6yu 

TUV öpuv OUT~V OEV npay~oTcnol~8~KOV, pnopa0v vo nEpIAopß6voVTOI Oie 

KEp5~ T~~ EnIXEipno~~ aUT~~ Kai va ~opoAoyo0vrol ovöAoya. 

(2) 'Onou [u~ßoAAo~EVO Kp6TO~ nEpIAo~ßÖVEI OTO Ki:po~ EnIXEip~o~~ TaU 

Kp6TOU~ aUT00 - Kai QOPOAOYEi ov6Aoya . KEp5~ növw ara onoio 

EnlXEipljcn TOU öAAou [uI1POAAÖ~EVOU Kp6TOU~ EXEI QOPO'\OV~8Ei OTO 

öAAo aUTO KPÖTO~ KOI aUTO Ta nEpIAo~ßoVÖ~Eva Ktpo~ Eival KEp5~ 

Ta onoio 90 npoy~oronoI00vio~ ono T~V EnIXEip~o~ TOU np~rou 

OVOQEPO~EVOU KPOTOU~ 6v 01 OPOI nou Tte~KOV ~ETO~0 TUV 000 

EnIXElp~OEWV 80 ~Tav EKEivor 01 onoiol 80 ETißEVTO ~ETO~0 OVE~OpTn· 

TWV EnIXElp~OEWV, rOTE Ta öAXo KPÖTC~ 80 npooop~Ö~EI avöAoyo TO 

ncoö TDU EntßX~Tfou 0' ourö ?ÖPOU Eni TUV KEP~~1 OUT~V. KOTO TO~' 

33 
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34 1305 der Beilagen 

KOeOpIO~Ö TOU npooop~OO~€VOU nooou, So Xo~ßaVOVTal ÖEÖVTU~ unö~~ 01 

aAAE~ OIOTÖ~EI~ T~~ napoüoa~ [ü~ßao~~ KOI 01 OP~ÖÖIE~ cpxt~ 80 

OU~ßOUAEUOVTO I " P'OT f] O.\.\f) ä'J E: j va I'· OVOYKO i o. 

'Ao8po 10 

!·lEP r H1ATA 

(1) HEpio~OTO, n6u KOTOP6XXOVTOI cn6 ETolpEia, KOTOIKO EVÖ~ 

[U~ßOAAÖ~EVOU KPOTOU~, OE KOTOIKO tou öXXOU [u~ßoAA6~EVOU Kp6TOU~ 

~nopoüv vo QopoXOYOÜVTOI OTO ÖXAO OUTO KpOTO~. 

(2) nOpOTOÜTO, Ta ~Epio~OTa OUTO ~nopoüv Enio,,~ va QOPoXOYOÜVTOI OTO 

[u~ßoXA6~C:'/0 KPOTO~ TOU onoiou f) KaToß6AXOUOO aUTO ETOIPEio, " 

EivOI KorOIKO~ KOI aÜ~Qwvo ~E ·TOU~ v6pou~ aUTOÜ TOU KPÖiO~~, oXX' 

OV 0 ~Eplo~aTOA~nTIl~ Ei~OI 0 OIKOIOÜXO~ OUi~V TUV ~EPIO~OiWV, 0 

EnIßA"Tto~ 96po~ OEV Ba unc:pSoivEI TO 10% TOU oKc8oPIOTCU noacu TU~ 

~EPlalJaHJV. 

(3) 0 öpo~ "pEpiolJoTa", onw~ XP"ol~onoIEiial aTO nopöv 'Ape;~, O"~OiVEI 

C:loöo~~a ono ~ETOXE~, pEroxt~ "jouissance" 11 OI~OIW~OiQ 

"jouissance", IOPUTIK'.JV ~ETOX~'J ~ ÖXXW'I OIKOIt:110TUV, EKi6~ 

cnaIT~OEWY XPE~V, nDU öivou~ olKaiw~o aU~~EToX~C ara Ktp5", 6nwc Kai 

Elaöoll~a an6 oXAo ETOIPIKO OIKal~pOTO, nou unöKElrOI Oiij1 iOlo 

~CPOAOYIK~ PETOXEipflOfj, 6nu~ Eroö5fl~O enö llETOXt~ OUVOl1EI Tf]~ 

90poAoYIK~~ vo~oeEoicC TOU KpaTOU~ TOU onoiou fl ETOIPEio ~OU KOVEI 

if] OIOVOJJ-~ Eivol KaTOIKO~ .. [rf]'1 nEpinTWOIl TIlC AUOTpio~ o·öpOC; 

"~Epio~OTO" onwc XpqolllonolEirol 0' ouro TO 'Apepo nEplACl1PaVEI 

c:niOflC EI060fJPO enö Tl~ "oup~ErOXIKtc ~ErOXE~" 

("Partizipations~cheine") ~E i"V E~VOIO TOU AUOiPICKOÜ ~6~ou n6vw OE 

unoStoEI~ niOTWOf]~ ("Kreditwesengesetz"). 
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1305 der Beilagen 

(4) AVE~OPT~TO ono TI~ ~IOTO~EI~ T~~ nopoypo,ou 2 - E9000V ~ KOnpo~ 5EV 

EOIßoAAEI ,opo OT~V n~y~ TWV PEPIOPOTWV - ~EpiDPOTO nou 

KOTOßoAAoVTOI ono ETOIPEio KOTOIKO T~~ KOrtpou OE KorOIKO Tij~ 

AUOTpio~ OEV Ba unoKElvTOI OE onOloo~nOTE QOPO, nou Enlß6AAErOI ono 

T~V Künpo, EnlnPOOeErO npo~ TOV QOPO nou EnIßA~B~KE YIO Ta Kip~~ ~ 

O'EA~ onö Ta onoio Ta ~Epio~OTO KOTOßOAAOVTOI. 'ATOPO TO onoio 

EivOI KOTOIKO~ T~~ Auorpio~ Ba OIKOIOÜTOI EnloTpoQli~ onolouo~noTE 

KunploKoü QOpou nou EnIßA~9~KE Yla Ta Ktp5~ ~OQtA~, ono Ta onoio Ta 

pEpiapOTO KOTOßOAAOVTOI, OTO ß06~ö nou 0 QOPO~ OUTO~ unEPßoivEI TO~ 

~opo OTOV onoio TO 6TO~0 unoKEITOI OTijV KOnpo OAXO OEV 90 unoKEITol 

OE onOloo~nOTE QOPO Enlnpo09ETO npo~ TOV KOTOßoAAöPEVO ono T~V 

ETOIPEio ,Opo. 

(5) 01 OIOTO~EI~ TWV nopoypoQwv I, 2 Kai 4 OEV E90Ppo~OVTOI EOV 0 

OIKOIOÜXC~ TWV ~EPIO~OTWV, W~ KOTOIKC~ [u~ßoAAo~EVOU KPOTOU~, 

OIE~OYEI EnIXEip~o~ OTO oAAo [U~ßOAAO~EVO KPÖTO~ TOU onoiou ~. 

ETOIPEio nou KOTOßoAAEI Ta ~EpiopOTO eivol KÖTOIKO~, ~tow ~OVI~~~ 

EYKor6aTCO~~ nou ßpiOKETOI 0' aUTO, ~ noptXEI OTO OAAO aUTO KPÖTO~ 

OVE~ÖPT~TE~ EnOYYEApOTIKE~ unijpEoiE~ ono OTCeEp~ ßOG~ nou ßpiOKETOI 

0' aUTO, Kai 01 PETOXt~ OVOQOPIKO PE TI~ onoiE~ KoroßOAAoVTOI TC 

pEpio~OTO EivOI OUOIOOTIKO OUVOEÖE~EVE~ ~' OUT~ T~ povlpq 

EY~O!OOTOa~ ~ OTo9EP~ ßoa~. [' OUT~ T~V nE~inTWO~ E'OPPO~OVTOI 01 

OIOTÖ~EI~ TOU 'Apepou 7 ~. TOU 'Ap9pou 14, OVOAOYO ~E TijV nEpiniwc~. 

(6) 'Onou ETOIPEio, ~ onolo EivOI KOTOIKO~ EVO~ [UPßOAAO~E~OU KpÖTOU~. 

onoKTö ~EPÖ~ ~ EIOOÖq~O ono"To OAAO rU~ßOA~O~EVO KPOTO~, ouro TO 

oHo KPOiC~ ~nopEi va Jlrlv tnlßoAC:1 OilOIOO~r.OTE ,opo novu OTO 

~Epio~OTO nou KaTaßOAAOVTOI ono Tqv ETalpEio," EKTO~ OV Ta pEplo~OTO 

CUTO KOTOß"oHOVTOI OE KOTOIKO OUTOÜ TOU OAAOU KPOTOU~, ~ EI(TO<;" ClV 

01 PEToxt<; Yla TI~ onoiE<; KOTOßoAAoVTOI TO ~Epic~OTO EivOI 

OUOIOOTIKO OUVOEOEptVE<;~E ~OVI~~ EYKOTOOTOOq ~ ~6vlpq OT06EP~ ß6cq, 

nou ßpiOKETOI OTO 6AAo OUTO Kporo<;, C~TE KOI va unOßoAEI Ta 

00 I OVE~~ TO KtPOq T q<; E T 0 I pE je<; OE 9CPO>'OY i 0 oiS rovtPrJ TUV ta:pöwv Hl~ 

ETOIPEic<;, KOI OV CKOpq TO ~EpiopOTO nou KOTOßoAAovTor ~ TO 

OÖIOVEI1T)TO ~tpoq onoT<:}.oU'ITOI E~ O>.OK,\~pOU li E'/ JIEPEI on6 KEPO!) '"1 

EI005T)~0 nou npoKunTEI OTO 6~Ao CUTÖ Kp6TO<;. 
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36 1305 der Beilagen 

'i\o800 1\ 

(1) lÖKOI nou npoKönTouv 0' ~vo [u~ßOXXÖ~EVO Kp6TO~ Kai KOTopaXXOVTOI OE 

KaTOIKO TOU aXXou [u~ßOXXÖ~EVOU KpaTOU~ ~nopEi va QOPoAOYOÖVTOI 

OTO aAXo aUTO KpaTO~. 

(2) 0 öpo~ "TOKOI", ön~~ xp~or~onorEiTol OTO 'ApBpo OUTO, O~~OiVEI 

EIOÖO~~O ono onolTijoEI~ XPEWV onOlooo~nOTE ~OPQ~~, OVE~apT~To av 

Eivor oOQoAlo~~va ~E un08~K~ ~ ~~ KOI OVE~ÖPT~TO av oivouv TO 

olKoiw~a OU~~ETOX~~ OTOKipo~ TOU OQEIAiTOU, KOI roroiTEpo EIOOO~PO 

ono KUßEpv~TIKa XPEwypa,o Kai o~oAoyiE~ ~ XPEworlKOÖ~ TiTAou~. 

nEpIAo~ßovo~~vwv nA~pw~wv Kai ßpoßEi~v nou EnlouvönrovToi navu OE 

T~TOIO XPEWVPOQO, o~oAoviE~ ij XPE~OTIKOÖ~ TiTXOU~. ll~wp~rIKt~ 

EnlßopövOEI~ Via Ko6uOTEp~~ivE~ nA~pw~i~ OE 8EWPOÖVTOI u~ TÖKOI Vld 

oKonoö~ TOU nopövTO~ 'Ap9pou. 

(3) 01 OloTÖ~Er~ TUV nopoypaQwv 1 Kai 2 5EY EQOPPO~OVTOI. av 0 OIKOIOOXO~ 

TUV TÖKWV, w~ KaToIKo~ EVÖ~ [upßoAAö~EVOU KPÖTOU~, 5IE~6YEI EPvooiE~ 

OTO öAXo [uppoAAöPEVO KPÖTO~ iYTÖ~ TOU onoiou 01 TÖKOI npoKünTouv, 

~~ow ~ÖVIP~~ EVKoTaoToo~~ nou.ßpiOKETOI 0' aUTO, ~ nopiXEI EVTO~ 

OUTOÖ TOU öAAou KPÖTOU~ oVE~apT~TE~ EnOVVEXpOTIKi~ un~pEoiE~ onö 

oToBEpij ßao~ nou ßpiOKETOI 0' eUTO, Kai 01 onoIT~oEI~ XPEWV 

OVOQOplKa ~E Tr~ onoiE~ KOTOpöAAoVTOI 01 IOKOI EivOI OUOIOOTIKÖ 

OUVOEOE~iVE~ PE ,iTOIO POVI~~ EYKOTaOloo~ ~ OTo8EP~ ßac~~ [' OUT~ 

T~V nEpinTwo~ E90P~0~OVTOI 01 ÖIOTÖ~EI~ TOU '~p9pou 7 ~ ,ou 'Apepou 

14, ov6Aoyo.~E T~V nEpinTwo~. 

(4) 'Onou, Aoyw EIOIK~~ oXio~~ PETO~Ü CUTOÖ nou KOToßaAAEI 10U~ TÖKOU~ 

Kai OUTOÖ nou TOU~ OIKOIOÜIOI, ~ PETO~Ü Kai lUV 000 cUT0v Kai 

Kano I OU T pi TOU npoownou, TO nooo TW'I TOKW'/, ).OI'ßOVOjlEVOU un6~~ T 0\.1 

XP~ou~ VIO Ta onoio r.oToß6XAoVTQI, unEPßoivEI TO nooo Ta onoio Ba 
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1305 der Beilagen 

ou~~wVEiTO ~ETO~Ü OUTOÜ nou KOTOßOAAE' TOU~ T6KOU~ KO' TOU 
~'KOIOÜXOU OV 5EV un~PXE OUT~ ~ oxto~, 01 5,aT6~E'~ TOU nap6vTo~ 
'Ap9pou EQOP~oCOVTal ~ÖVO y,a TO tEAEUTaio aVOQEpO~EVO no06. 

r' aUT~ T~V nEpinTwo~, TO En,nAtov ~tpo~ TWV nA~pw~üV So 

~opoAoYEiTal oÜ~Qwva ~E T~ Vo~09Eoja KOSE rU~ßaAAO~EVOU KPOTOU~, 

Ao~ßavo~tvwv unoo~ Kai TUV OAAWV ö,aT6~Euv aUT~~ T~~ rÜpßoo~~. 

'fl.peoo 12 

{j I KA I (H'lATA 

(1) {jIKal~~oTa nou npPKünTouv 0' tvo rUpßaAAo~EvO KPOTO~ KO' nou 

KOTOPOAAOVTOI OE KOTOIKO TOU oAAou rUpßOAXO~EVOU KPOTOU~ 

~OPoXOYOÜViO' ~OVO OTO oAXo eUTO KPOTO~ OV 0 KOTO'KO~ aUiö~ Ejya, 0 

OIKO'OÜXO~ TUV OIKO'W~OTWV. 

(2) 0 opo~ "O'Ka'~~OTO", on~~ XP~ol~ono'Ejia, 0' OUTO TO .Ap9po, o~paiVE' 

KOSE Qüoq~ nA~pwpt~ nou E,onpÖTTOVTO' iVOVT' T~~ XP~O~~ ~ TOU 

~'KO'W~OTO~ XP~o~~ ono,ouo~nOTE ouYVpa9'KOÜ ÖIKOlw~aTO~ AOYOTEXVIK~~I 

KOAA'TEXVIK~~ ~ EnloT~~OVIK~~ Epyooia~, nEpIXc~ßavo~tvwv 

KI'v,woToypaQIK~V Ta'VIÜV, ono,ouo~nOTE O'KO'~~OTO~ EUP€OITEXvio~1 

E~nopIKOÜ O~~OTO~, OXE~IOU ~ npoTünou, P~XOV'KOÜ oXE~iou, ~UOT'KOÜ 

Tünou ~ ol6ölKooio~ napavuv~~, ~ V'O T~V XP~ol~onoi~o~, ~ TO ö'Kaiw~a 

XP~ol~onoi~a~~ plop~xaVIKOV, E~nopIKoü, ~ En'OT~~OVIKOÜ E~onAIOpoü, ~ 

YIO nA~poQopiE~ nou oQoPOÜV OE ß'OP~X01'K~, Epnop'K~ ~ En'OT~~OV'K~ 

EpnElpia. 

(3) 0, ö,aT6~E'~ T~~ nopOYPÖ90U (I) OEV EQCPPÖCOVTO' ÖV 0 O'KO'OÜXO~ 
TUV Ö'KO'WPÖTWV, w~ KOTO'KO~ EVÖ~ rupßaAXoptvou Kporou~, Ö'E~OYEI 

EpyaoiE~ aTO OAXO rUpßOAXOPEVO KPOTO~ oto onoio npOKünTOUV Ta 

~'KOIW$OTa aUTO, pfau p6v,p~~ EYKoTooTao~~ nou ßpiOKETO' O'OUTO, 

~ napiXEI a' OUTO Ta oXAo KPÖTO~ OVE(ÖpT~TE~ EnoVYEA~aTIKfc 
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38 13'05 der Beilagen 

un~pEoiE~ onö OT09EP~ ß~o~ nou ßpiOKETOI 0' OUTÖ, Kai TO olKolwpo ~ 

~ 1510KT~oia, 0XETIKÖ pE T~V onoiO_KOTOßöAAoVTOI TO 6IKol~pOTO aUTO, 

EivOI OUOIOOTIKÖ OUVOEÖEPEV~ PE'OUT~ T~V PÖVIP~ EYKTOOTOO~ ~ OT09EP~ 

ßOo~. [E TETOIO nEpinTWO~ EQOPPÖCOVTOI 01 610Tö~EI~ TDU 'Ap9pou 7 ~ 

TOU 'ApSpou 14, ovoAoyo PE T~V nEpinTWO~. 

(4) 'Onou, AÖYW EIÖIK~~ OXEO~~ ~~TO~Ü OUTOÜ nou KOTOßoAAEI Ta ÖIKOIW~OTO 

Kai TOU OIKOIOÜXOU OUTWV ~ ~ETO~Ü OUTUV Kai KönOIOU TpiTDU npoownDU, 

TO nooö TWV OIKOIWPÖTWV, Ao~ßovoPEV~~ OEöviw~ unö$~ T~~ XP~O~~ TDU 

OIKOIUPOTO~ ~ TWV nX~po,oPIWV YIO TI~ onoiE~ KOTOßöAXoVTOI aUTO, 

unEpßoivEI TO nooö TO onoio 90 oup~wvEiTO PETO~U TOU KOTOßoAAoVTD~ 

Kai TOU OIKOIOUXOU 0'1 OEV un~PXE aUT~ ~ OXEa~, 01 610TO~EI~ TOU 
.' 

( 1 ) 

nopÖVTO~ 'Ap9pou EQOPPÖ(OVTOI pÖVO OTO TEAEUTOlo OVOQEpÖpEVO noaö. 
[E TETOIO nEpinTwo~, TO EnlnAEO ~EPO~ TWV nA~pw~wv 90 QOPOAOYEiTOI 

OU~~WVO pE T~ VOP09EOl0 TOU Ko9E [u~ßoAAöPEVOU KPÖTOU~, AOPßOVOPE~UV 

unö.~ Kai TWV OAAWV 510T~~Ewv T~~ nopoOo~~ [üPßoo~~. 

',11,0900 13 

KEeAAAIOYXIKA KEPßH 

KE:po~ nou npOKunTOUV OE KorOIKO EVÖ~ [U~ßOAAÖ~EVOU Kp6T0U~ onö Tf)'1 

onO~E:VWO~ OK i V~TrI~ IOIOKr~oio~ nou OVOQE:PETOI OTO '~p6po 6 Kai 

ßplaKETOI OTO öAAo [U~ßOAAÖ~EVO KPÖTO~ ~ onö T~V ono~Evoo~ PETOXÜV 

€TolpEio~ T~~ onolo~ TO orolXElo EVEPY~TIKOÜ onoTE),ou'ncl KupiwC; cnö 

aKlv~T~ IÖloKT~aio. pnopoüv va QOPOAOYOÜVTOI OTO OAAo ourö KpOTOC;. 

(2) KE:po~ onö T~V ono~tvwo~ KIV~T~~ 1610KT~aic~ no~ anoTEAEi ~tpc~ 

IÖIOKT~olo~ ~ÖVI~~~ EYKOTOOTOOfl~ TflV onoio EnIXEip~a~ E~Ö~ 

[upßoAAö~EVOU KPÖTOUC; OIOTf)PEi OTO oAAo [u~ßoAAö~EVO K~6roc; ~ 

1305 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)38 von 59

www.parlament.gv.at



- - - ----------------------

1305 d~r Beilagen 

KIV~T~~ 1510KT~oio~ nou OUVU90ivETOI ~E oTg9Ep~ ß6o~ 5166~ol~~ OE 
KOTOIKO EVÖ~ ru~ßOXXÖ~EVOU Kp6TOU~OTO 6XXo ru~ßoXh6~EVO Kp6TO~ YIO 
TO OKonö nopox~~ OVE~ÖPT~TWV EnOVVEX~orIKWV un~pEaIWV, 

nEplho~ßOVO~~VWv Kai KEp5wv on6 T~V ono~tvwo~ TiTOIO~ ~ÖVI~~~ 

EVKOT6aTao~~ (~ÖV~~ ~ ~oCi ~E oX~ T~V EnIXEip~a~) ~ T~TOla~ aTo8Ep~~ 
. . , 

ßöo~~, ~nopoüv va ~OPOhOVOÜVTOI OTO OAAO aUTO KpOTO~. 

(3) Kip5~ nau npoKünTouv on6 T~V ono~ivwo~ nAoiwv ~ OEPOOKOQWV nou 

xp~al~onoroüVTOI OE 51E9vEi~ ~ETO~opi~, ~ KIV~T~~ nEplouaio~ nou 
OUVU90ivETOI ~E T~V AEI~ouPVio TfTOIWV nAoiwv ~ OEPOOKOQWV Ba 
~opoAavaüvTol ~6vo aTO ru~ßOXAÖ~EVO Kporo~ aTO onoio ßpiaKETol ~ 

npov~oTIK~ i5po T~~ EnIXEip"oq~. 

(4) K~po~ onö T~V ono~Evwa~ onolooo~noTE IÖloKT~aio~ nA~v OUT~~ nou 

OVo9~pETal aTI~ napavp690u~ 1, 2 Kai 3 QopoAOYOÜVTOI ~6vo or. 
ru~ßOXAÖ~EVO KPOTO~ rou onoiou aUTö~ nou T~V ono~EvwvEral EivOI 
KilT 0 I KÖ~ TOU. 

'A0900 14 

ANE~APTHTE[ EnArrEAMATIKE[ ynHPE[IE[ 

(1) Eloö5~~o, nou onoKToTol anö KorolKo Lu~ßoAA6~EVOU KPOTOU~ onö 

r~v nopOX~ EnoVVEA~OTIKW~ un~pEalwv ~ ono oAAE~ 5poarqploT~rE~ 
oVE~opr~Tou XOpoKI~pa QOPoAoYEirol ~ovo oro Kp6TO~ eUTo, EKTO~ EOV 
OUTO~ OIOTqpEi aTo8Ep~ ß6o~ 5108Eol~~ rOKTIKo 0' ourolo 6AAo 
ru~ßoAAö~EVO Kp6ro~Ylo Ta OKonö EKnA~pWO~~TWV 5pea~~plol~rwv IDU. 

Av OUTO~ ölar~pEi lETOIO orOeEp~ ßäo~, TO EIOOÖn~O ~nopEi va 
QopoAoy~eEi aTO OAXO ouro Kpäro~, oAAä ~ovo novu OTO ~EPO~ OUTOÜ nou 
OVOAOYEi O'OUT~ r~ aToBEp~ päan. 
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(2) 

1305 der Beilagen 

o öpo~ "EnOYYEX~OTIKt~ unijpEoiE~" nEpIXO~ßOVEI Kupiw~ OVE~ÖPTijTE~ 

EnloTq~oVIKi~, XOYOTEXVIKi~, KoXAITEXV!Ki~, EKnoI6E~TIKi~ ~ 

OIÖoKTIKE~ OpaOTijpIÖTijTE~, Kaeu~ gniOij~KOI OVE~ÖPTijTE~ 

OPOoTijPI6TijTE~ loTPUV, 01 KijYÖPWV, ~ijXoVIKUV, 0PXITEKTÖVWV, 

050VTIOTPUV Kai AOYIOTUV. 

'Ao800 15 

E~HPTHMENE[ npOrOnrKEE VnHPErIEE 

(1) '·IE En 19UXO~ij TWV 0 I oTÖ~ECJ'I TCJV 'Ap8pCJv 16, 18 KO I 19, ~ I 080 i , 

ij~Epo~i0810 Kai ÖXXE~ nopÖ~OIE~ OVTI~lo8iE~ nou onoKTouvTOI onö 

KOTOIKO EVO~ rü~ßOXXÖ~EVOU KpOTOU~ Y'O ~lo8wTi~ unijpEoiE~ 
90poAoyoUVTOI ~övo OTO KPOTO~ OUTÖ, EKTÖ~ 0'1 01 ~108WTE~ UnijpEo;E~ 

nopExovTOI OTO oXXo [u~ßOXAÖ~EVO KpOTO~. Av 01 ~108(JTEe unijpEoiE~ 

nopExovTOI ~' aUTO TOV Tpöno, ij oVTI~lo8io neu npoEPXETOI on' OUTE~ 

~nopEi vo yOPOAOYEiiOI OTO oXXo GUTO KpOiOe. 

(2) AVE~OPTijTO ono TI~ OIOTO~EI~ Tije nopoYPo90U 1, OVTI~lo8io nou 

onoKTöTol cn6 KOTOIKO Ev6~ [u~ßoXXo~tvou KPOTOU~ YIO ~IOeWTE~ 

unijpEoiE~ nou nopExovTol oTO öAXo [u~~aXXöpEvO K~ÖTO~ qopoXoyoüvrol 

~övo OTO npuTo-oVCQEpÖpEVO KPOTO~ ov; 

(0) oUT6~ nou noipvEI TijV oVTlpl08io ßpioKETol OTO öAAo KPÖTO~ Yla 

nEpioco ~ nEplOOOUe nou OEV unEpßoivouv OUVOXIKÖ TI~ 183 ~ipEe 

EVTÖe TOU OUYKEKPI~EVOU OIKOVO~IKOÜ iTOU~, KaI 

(ß) ij 0'lTlpl08io KOTOßöXAETOI onö, ~ EK I1EPOU~ EPYOOÖTij. OOrloioe 

OEV EivOI KÖTOIKO~ TOU öA~o KpÖTOUe. Kai 

(y) ij OVTIPIOOio OEVEnlßopUVEI ono ~ÖVll1q EYKOTÖOTOOij ~ OTOeEp~ 

ßöoq TijV onoio 0 EPVOCÖTij~ OIOTijPEi OTO öXAo KpÖTO~. 
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1305 der Beilagen 

(3) AVE~6pTqTO on6 TI~ npoqvoö~EvE~ 510TO~E'~ -TOU nop6vTo~ 'Ap8pou, 
. OVTI~I08io nou onoKToTol OVOQOPIKO ~E ~108wTE~ unqpEoiE~ nou 

noptxovTOI növw OE nAoio ~ OEPOOKäQo~ nou XP~ol~onOIEiTOI OE 

oIE8VEi~ ~ET090PE~ ~nopEi va QOPOAOYEiTOI OTO [U~ßOAA6~EVO KPOTO~ 

OTO onoio ßpiOKETa~.~ tapa npov~oTIK~~ oloiK~O~~ T~~ EnIXEipqo~~. 

'A0800 15 

AnOAABAI ßIEY9YNTON 

01 onoAoßt~ OIEUeUVTWV KaI OAAE~ nop6~OIE~ nX~pW~E~ nou 
KOTCpOAAOVTOI OE KOTOIKO Ev6~ [U~ßOAA6~EVOU KPÖTOU~, un6 T~V IOl6TqTO TOU 

~~ ~EAO~ ßIOIK~TIKOÜ ru~ßouAiou ETolpEic~, q onoio EivOI K6TOIKO~ Ta~ OAAOU 
[U~ßOAAÖ~EVOU KPOTOU~ ~nopoOv va QOPoAoyoüvrol OTO OAAO oUT6 KpOTO~. 

'A0900 17 

KA~AITEX~E[ KAI AenHTE[ 

(1) AVE~ÖPT~TO on6 TI~ 5!Drä~EI~ TUV 'Apepuv 14 Kai 15, EIC65~~0 nou 
onoKToTol on6 npooc.inIKE~ 5PCOiIlPI6TI1TE~ KOTOiKOU Ev6~ rU~ßOAA6~E\'OU 

KPÖTOU~ Via un~pEoiE~ Ouxoywyio~ nou nopEXEI w~ KOAAITEXVI1~--ßEÖ'POU: 

KIVq~OTOypd~ou, POOIOQWVOU ~ TqAE6poo~~, ~ W~ ~OUOIK6~, ~ u~ 

OaAIlT~~ Kai nou 5IE~OVOVTOI OTO OAAO rU~ßOAA6~EVO KPOTO~ ~nopEi 
va ~OPOAOVEiTOI OTO OAAO OUTÖ Kp6TO~. 

(2) 'Onou EIOÖÖ~~O OV090PIKO ~E TI, npoownlKE, opaoTqplÖTI1TE~ nou 
5IE~ÖYOVTOI on6 EVa np60wno, nou ncpEXEI unI1P(oi(~ ö~p60Ia, 
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42 1305 der Beilagen 

~uxay~yia~ ~ ono 09X~T~, OEV nEplEPXETOI OTO npoo~no aUTO oXÄä OE 

öÄÄo npöouno, Ta EIOÖO~~O OUTO ~nopEi, ~VE~öpT~Ta ano TI~ OlaTÖ~EI~ 

lUV 'Ap8puv 7, 14 Kai 15, va QopoAoyn9Ei OTci [u~ßoAAö~EVO Kp6TO~ 

~Eoa OTO onoio yiVOVTOI 01 OPOOT~PIÖT~TE~ TOU npoownou nou napEXEI 

un~pEoiE~ O~~OOIO~ Quxayuyio~ ~ o8A~T~. 

'Aoeoo 18 

T~POUPEVUV TUV OIOTÖ~EWV T~~ nopoyp690u 2 TOU 'Ap8pou 19, 01 

OUVTÖ~EIC Kai 6AÄEC nopO~OIEC OVTI~.I08iE~ nou KOTOß6AAOVTOI O/EVO KttrOIKO 

EVÖ~ [U~ßOAAÖ~EVOU Kp6TOUC OVOQOPIKÖ ~E npO~YOÜ~EV~ onooxoXno~ TOU 8a 
QOPOAOYEiTOI ~ÖVO OiO Kp6TOC aUTO. 
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1305 der Beilagen 

'A08po 19 

KYBEPNHTIKE[ ynHPE[IEf 

(1) 0) AVT/~/08io, EKTÖ~ anö T~ OUVTO~~, nou KOTOß6XXEior onö EVa 

[u~ßoAAö~EVO KPOTO~ ~ onö noArTrK~ un0510ipEO~ TOU, ~ anö'TonIK~ 

TOU OPX~ OE oro~a OVOQOPIKÖ pE unqpEoiE~ nou npÖOQEpE oro Kpöro~ 

aUTO ~ OT~V uno~loipEO~ OUT~ ~ OT~V oPX~ OUT~ QopoXoYEiTOI pÖVO 

OTO KPOTO~ ourO. 

ß} nop: öAo ouro, riTOIO oVTlPI08io 60 QOPOAOYEiTol pövo OTO oXXo 

[upßoAAö~EVO KPOTO~ ÖV 01 un~pEoiE~ nopixovTol pipa OTO KPÖTO~ 

oUTÖ Kai TO OTOPO Eivol KOTorKO~ TOU KPOTOU~ OUTOU TO 6noio: 

(I) EivOI noXiT~~ TOU KPÖTOU~ OUTDU' ~ 

(I I) 5EV iXEI yiVEI KÖTOIKO~ aUTou TOU KPÖTOU~ onoKAEloTIKÖ Yla 

TO oKonö nopox~~ unnpEOIWV. 

(2) H ncpöypaQo~ EQCP~Ö~ETOI Enion~ n6vu OE OVTI~IGeia, nou noipvouv TO 

PEA~ TOU npoo~nlKOU Tou,AuorplCKOU EpnoplKOU EnlTpönou OTnV Kunpo 

(3) c) Onoloö~nOTE OUVTO~n nou KOTCß6XAETOI onö [u~ßOXXO~EVO KPÖTO~ ~ 

noXITIK~ TOU unooloipEOn ~ TonlK~ TOU oPX~ ~ ano TopEia nou 

lopü8~Kav onö aUTO, OE oropo OVOQOPIKO ~E TI~ unnpEoiE~ nou 

npöo'EpE OTO KPOTO~ aUTO ~ un0510ipEO~ ~ oPX~ 90 90poAo~~iT61 povo 

OiO KPOTO~ aUTO. 

ß) nOpOTaura, TÖOIO OÜVTO~n eo 90poAoYEiTOI "O·iO:-.OTO oX~.o 

[UPßOAXÖPEVO KPÖiO~ OV TO ÖTOPO EivOI KÖTOIKO~ Kai noAiTG~ QUTCU 

TOU Kpörou~. 

43 
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(4) 

1305 der Beilagen 

01 OIOTÖ~EI~ TWV 'Ap9pwv 15, 16 KOI 18 ~90PPÖ~OVTOI növw 

oTqv OVTI~loeia KaI TI~ OUVT6~EI~ OV090PIKÖ ~E unqpEaiE~ nou 

n~009ipoVTOI aXETIKö pE\EnIXEipqo~ nou 5IE(ÖYETOI on6 [uPßO~~6PEVO 

KPOTO~ ~ nOAITIK~ unoolaipEo~ ~ TonlK~ OPX~ OUTOÜ. 

'Aoeoo 20 

[nOY6A[TEE KAr MABHTEYOMENOI [E EnrXEIPHEElf 

(I) n~~pWpE~ nou naipvEI onouoooT~~ ~ pOe~TEUÖpEVO~ 0 onoioe EivOI, ~ 

~TOV OPEOW~, np'v anö T~V EnioKE'~ TaU OTO Eupßa~~öpEVO KPÖTO~, 

KÖTOIKO\ TaU ä~Aou EupßaAAopEvou KPOTOU~ KaI 0 onoio~ ßpioKETal 

aTO npuTo-avaQEpöpEVO KPOTO<: pövo Via oKonou~ EKnoioEuo~~ ~ 

En IIJÖP9WOI]\, Y I 0 OKonou\ OU'IT~pqO~\, EKna i ÖEUal]~ ~ En 1116P9!JO~~ 
TOU, E~OIPOUVTOI Qopo~oyia\ a'ouTö TO KpOTO\, VOOUPEVOU ÖTI 01 

nAl]pupE\ OUTE<: npOEPXOVTOI onö n~y~\ EKTÖ\ T-OU KPOTOUC OUTOli. 

(2) AVTlPlo9io T~V onoia onouöaoT~\ ~ pa6~TEuöPEVO~, 0 onoio\ EivOI ~ 

~TOV OiO napE~eöv KOTOIKO\ EVÖ\ rupßO~~ÖI1EVOU Kporou\, AopßävEI 

onö Epyaoia nou eOKEi ara äAAo oupßoAA6pEVO KPOTO~ yjo 11'0 nEpio60 

~ nEp1660u\ nou BEV unEp~oivouv iO oGvoAo TUV 183 I]PEPUV o'Eva 

OIKOVOI1IKÖ ETO~, OEV unÖKEIVTO' OE QopoAoyio 0' OUTÖ Ta äAAo 

Kpäro~, äv I] cnoax6AI]01] EXEI OI1EOI] OXEOI] pE T'~ anouOE\ TCU ~ T~ 

P081]iEio TaU. 

'ADepO 21 

AflAA ElfOllHfoIATA 

- (1) 'AAAo EIOOÖ~l1oTO KOTOiKOU EVÖ\ rupßaAAöl1EVOU Kp6TOUC, cn' 
onou6~nOTE KaI ov npoKünTOUV, nou 5EV ovo~tpovTOI oro 
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1305 der Beilagen 

npO~YOÜ~Eva 'ApSpa T~~ napoüoc~ [ü~ßao~~_QoPOAOYOÜVTal ~ovo oro 

KPOTO<: OUTO. 

(2) 01 ÖIOTO~EI<: T~~ napaypoQou 1 OEV EQOP~O~OVTOI OE Elaoo~~a, 

E~Olpou~ivou Elooo~~aTO<: ano OKiv~T~ IÖIOKT~aia onw<: OUTO opi~ETal 

aT~ nopoypaQo 2 TOU 'ApSpou 6, OV 0 anoöEKT~<: TOU EIOOÖ~~TO<: OUTOÜ, 

w<: KOTOIKO<: EVO~ [u~ßoAAo~EVOU KPOTOU~, 5IE~aYEI EnIXEip~o~ aTO 6AAo 
[u~ßoAA6~EVO KPOTO<: ptow ~OVI~~~ EYKaTooTao~<: nou ßpioKETal 0' auro, 

~ napiXEI o'auTo TO öAAo KPÖTO~ aVE~öpr~rE<: EnoYYEA~OTIKE<: un~pEaiE\ 

onö OTOSEP~ ßaa~ nou ßpiOKETOI O'OUTO , Kai TO ÖIKoiw~o ~ ~ Ig,oKT~oia 

VIO T~V onoio KOTOp6AAETOI TO Eloo5~~o aUVÖEETOI npOY~OTIKO ~' OUT~ 

T~ ~OVI~~ EYKOToaTOO~ ~ OTo6EPt Poo~. [' OUT~ T~V nEpinTwa~ 01 
OIOT6~EI\ TOU 'ApSpou 7 ~ TOU 'ApSpou 14 E90P~O~OVTOI ovoAoyo ~E T~~ 

nEpinTwo~. 

'AoSoo 22 

KE~~.Mro 

(1) KEQoAolo nau oVTlnpocwnEüETol en6 oKiy~r~ 1510KT~aio, nbu 
OvoQEpErol aro 'Ap8po 6, TCU onoiou IÖloKr~T~<;EivOI KOTOIKQ~ 

Ev6~ [u~ßcAAo~EVOU Kpörou\ KOI Ta onoio ßpiOKETOI OTO 6AAo 

[u~ßoAAo~EVO KpOTO\, ~nopEi vo QOPoAoYEirol a' aUTO TO öAAo Kp6TO~. 

(2) KEQoAo I 0 nou OVTI npoownEüET 0 I onö K I V~T ~ 10 I OK T ~a i 0 nou onOT EAE i 

~tpo<: Tri<;· IÖIOKT~oio\ EnIXEip~or')<: ~OVI~~~ EYKoTooToafJ<:. T~·i onoio 11 10 

EnIXEip~o~ EUI1ßoAAollEVOU Kp6TOU\ EXEI OTO oAAo [uI1ßoAAoIlEVO KpOTOC. ~ , 
KEQ6Aal0 onö KIV~T~ IÖIOKT~oio nou ouvuQaivETol IlE OTOeE~~ ßoo~ 
610aioll1~ OE KOTOIKO EVÖ<; [UIlßoAAoIlEVOU Kp6TOU<; OTO öAAo [UIlßoAAoIlEVO 
KPOTO<: PE OKonö TW' nopox~ O':E~OPT~TL),/ Enoyyf:}qJOTlKWV unrJPEOIWV, 
pnopEi va QOPOAOYEilOI 0' OUTO TO oAAo KpÖTO<;. 

45 
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46 , 1305 der Beilagen 

(3) KEQöAolo nou oVTlnpoawnEGETol anö nAoio KOI OEPOOK69~ nou 

Xp~crlllonoloG'lTol OE 1iIESvd~ IlETOI~OP~~-'KOSC:;~ KOI onö OKivl']TTl 
11iloKT~oio nou OUVU~divETOI IlE TI'] AEITOUpyio TiTOIWV nAoiwv Kai 

OEPOOKOQ~V, So ~OPOAOYEiTOI IlÖVO oro [UI1ßoAAöIlEVO KPÖTO~ OTO onoio 
ßpicrKETal I'] npOVI10TIK~ ~1ipo TTl~ 1iloiKI']OI']~ T~~ EnIXEipI']OI']~. 

{4} 'OAa Ta 6AAa OTOIXEia KEQoAoiou KaToiKOU EVÖ~ [UI1ßoAAöI1EVOU KPÖTOU~ 

eo QOPoAOYOUVTOI I1ÖVO 0' ourö TO Kp6TO~. 

'AoSoo 23 

E:AAEJ~H THr ßJnAHr ~OPOAorJAr 

(1) 'Onou KÖTOIKO~ EVÖ~ [UIlßoAAöI1EVOU Kp6TOU~ onoKT6 Elcrool1l10 ~ KOT~XEI 

KEQÖXOIO TO onoio, OUIlQWVO IlE TI~ OIOTÖ~EI~ aUT~~ T~~ [GIlßoO~~ IlnopEi 
va ,0POAOYEiTOI OTO 6AAo rUIlßoAXöl1Evo Kp6TO~, TO np~To·oVO'Ep6IlEVO 

KpäTO~ eo E~OIPEi TO EIOÖOl']1l0 OUTÖ ~ TO KE96Aol0 OUTÖ an6 TI1V 
QopoXoVic, TI1POUI1~vwv TWV 510T6~EWV TUV nopaypä9wv 2 Kai 3. 

(2) 'Onou KÖTOIKO~ Ev6~ [uI1ßoAAöI1EVOU KPÖTOU~ onoKTö OTOIXEio 
EIOO1i~1l0iO~ Ta onoio, OUIl9UVO IlE TI~ OIOT6~EI~ TOU 'Apepou 10 Ilnopoüv 

va ,opoAoyoGvrol OTO öAAo rUllßoAA611Evo KPÖTO~, TO np0To-oV09Ep6IlE~0 

Kpöro~ eo EnlrptnEI tKnTWO~, onö TO QÖpo EI001i~1l0TO~ OUTOG TOU 
KOTOiKOU, nooou ioou IlE TO QÖpo nou TEAIKÖ KOTaß6AAETal 0' aUT6 TO 

öAXo Kp6TO~, AOIlßöVOVTo~ unöQI1 TOV nAl']pWT~O 9ÖPO VIa Ta Ktp5~ anö 70 

onoio nAl']p~VETOI TO I1tPlol1o. nop' öAo TOGTO, Tl tKnTwo~ OUT~ OEV eo 
unEpßoivEI TO I1~PO~ TOU QÖpou, 6nw~ unoAoyioTnKE nplv onö TIlV 
tKnTWOTl, TO onoio avoAOYEi OE TtTOIO OTOIXEio Elo06~110TO~ nou 
cnoKToGvTOI on6 OUTÖ TO 6AAo KpÖTO~. 
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1305 der Beilagen 

(3) riO TOU~ OKonoü~ T~~ nopoypoQou 2, önou, hOYW ~IOIKUV OIOTO~EWV Yla 

TIJV npauelJo~ T IJ~ ß I 0IJrlXOV I K~~ avon T.U~lJe,- 0 Kunp I OKO~ «ilopo~ EXE I 
~EIWeEi OE hlYÖTEPO rino 15%, 0 Qöpa~ nciu KOTOpoAAETOI OTIJV Künpo 
eEwp~iTOI ÖTI Eival 15% novw OTO aKa8ploTo npo~öv TOU p~piopaTo~. 

(4) 'Onou, OÜ~9wVO ~E TI~ 5IaTo~EI~ TIJC nopoüooC rüpßoo~C, EIOOOIJPO ~ 

KE90AoI0 nou OV~KE~ OE KOTOIKO Evac [upßohAöPEVOU KPOTOUC onoA600ETal' 
anö TIJ QopoAoyio oTO KPOTO~ OUTO, TO KpOTOC aUTO ~nopEi, nap'öA'OUTO, 

unohoyi~ovTaC TO 9ÖPO novw oTO unöAolno ElaÖOlJpa ~ KEQoAolO aUTOÜ TOU 

KOTOIKOU, va AOßEI unO~1J TO onOhhOYPEVO ~loÖO~PO ~ KEQoAoIO. 

'A08oo 24 

AnArOPEyrH BY[MENON örAKPrrEnN 

(1) 01 nOhiTE~ EVO~ ru~ßaAhö~EvOU KPOTOU~ OEV unöKElvTal oro eAho 
rU~ßOhhÖ~EVO KPOTOC o'onolao~noTE Qopohoyio ~ onolc5~noTE oX~TIK~ 

unoXPEwolJ ola90pETIK~ ~ OUoPEVEoTEP~ TlJe 90pOhoyio~ KOI TWV OX~TIKÜV 
unoXPEuoEWV ailC ono;E<;, KOTW enö oUiE~ TIC OUVe~KEe, unoKElvTOI ~ 

OUVOTÖ va unöK~lvTOI 01 nOhiT~~ TOU ohAou Kporou<;. AVE~OPTIJTO onö 

TI<; 510T6~EI<; TOU 'Ap8pou I, ~ nopoüca OlorO~1J EQapPÖ(~TOI EniolJ<; 
navw ÖTO npoowna Ta onoia 5~v Eival KörOIKOI TOU ~v6~ ~ Kai rwv 5üo 
[UpßOhhÖPEVWV KpOTUV." 

(2) 0 opOC "noAiiljC;" alJ~oivel: 

0) Ko9E oropo nou KarEXEI TIJV 190VE~E10 Eva<; [U~ßOhh6pEVOU KPOTOUC' 

ß) KOeE voplKa np6owno, aUVETalplOpö Kai aUVOEOpo nau anCKTe 

47 
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48 1305 der Beilagen 

Tq VOPIK~ TOU UnODTOO~ ono Tq vop08€ofo nou 10XUEI o'tvo 

LUPßOXXOPEVO KpÖTO~. 

(3) H 90POXoVfo povlpq~ EVKoTöoTaoq~. rqv onofo EnIXEfp~a~ EVO~ 

LUPPOAAOPEVOU KPÖTOU~ OIOTqpEf OTO öXXo LUPßOAXOPEVO KPÖTO~, OE 80 

TUYXOVEI XIYOTEPOV EuvoIK~~ PETOXEipqoq~ OTO öXAo LUPßOXXO~EVO KpöJo~ 

ono T~ ~opoXoyio nou EnlpöXXETOI ono TO oAXo OUTO KPÖTO~ növu OE 

EnIXElp~OEI~ nou OOXOXOUVTOI PE TI~ f51E~ OPOOT~PIOT~TE~. AUT~ q 
OIÖTO~~ 5E 80 EppqvEÖETol w~ unOXPE~YOUOO tvo LUPPOXXOPEVO KPÖTO~ vo 
xop~VEi OTOU~ KOTOiKOU~ TOU oXXou LUpßOXXÖPEVOU KPÖTOU~ onoloo~noTE 

npoownlKij EKnTuo~, onoXXoyij ij. ~Eiwoq Y'O ~OPOAOVIKOU~ oKonou~ Xoyw 
Tq~ oOTIKij~ KOTöoTOOq~ ~ OIKOVEVEIOK~V unoXPE~oEUV nou xopqVEi OTOU~ 

OIKOÜ~ TOU KOTOiKOU~. 

(4) EKTO~ T~~ nEpinTuo~~ onou EQOP~O~OVTOI 01 OIOTÖ~EI~ J~~ nopoypöQou 

iou 'Ap9pou 9, T~~ nopoypoQou 4 TOU 'Apepou 11, ~ Tq~ napaYPö90~ 4 

TOU 'Ap9pou 12, rÖKol. OIKOI~~OTO KOI ÖXXE~ nX~pwpt~ nou 
KOTOPÖXXOVTOI onö EnlXEipqoq EVÖ~ [u~ßOXXÖPEVOU KPÖTOU~ OE KorOIKO 
TOU öAAo~ [uPßOXAOPEVOU KPÖTOU~ 9~ EKninTOVTOI '. KÖTW ono rl~ i51E~ 

npoUno8EOEI~, W~ vo Eixov KOTOßX~9Ei OTOV KOTOIKO TOU np~TOU 

OV09EPÖPEVOU KpOTOU~. nopÖpOIO. onOIEa5~nOTE OQEIXE~ EnlXElpqoq~ 

EVÖ~ LUPßoXAöPEVOU KPÖTOU~ OE KOTOIKO TOU oXAou [uPßOXAOPEVOU 

KpäTou~. V'O oKon00~ unoAoYlo~ou TOU ~opOXOVqTtOU KE90Aoiou T~~ 

EnIXEip~or.~, 90 EKninTovTol KOTW ono TI~ iOIE~ npoUn08EoEI~, w~ va 
Eixov ouvC99Ei PE KÖTOIKO TOU np~TOU cvaQEpöpEVOU KpÖTOU~. 

(5) EnIXElp~OEI~ Evö~[upßoXAo~EVOU KPÖTOU~, TO KEQÖXOIO TUV onoiwv 

OV~KEI E~ oXoKA~pou ~ PEPIK~~ OE ~ EAEYXETOI ÖPEOO ~ E~PECO ono, 
tvo ~ nEpIOOÖTEPOU~ KOTOiKOU~ TOU öXXOU fupßoAAoPEVOU KpOTOU~. OE 60 
unoKElvTOI ptoo OTO np~To OVOQEPOP€VO Kp6TO~ 0' onoloo~noTE 90poXoyfo 
~ OXETI~~ unoXPEwo~ nou EivOI OIOQOPETIK~ ~ 5UOPEvtOT€pq ono TqV 
90poAoVio KOI TI~ OXETIKt~ unOXPE~O€I~ OTI~ onoi€~ öXX€~ nopopolE~ 

EnIXElp~OEI~ TOU np~Tou OVOQEPÖ~€VOU KPÖTOU~ unöKElvTOI ij 5UVOTO vo 
unoKElvTOI. 
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1305 der Beilagen 

(6) Av€~6pT~To ono TI~ 510TO~€I~ TOU 'Ap8pou 2, 01 510Tö~el~ TOU 'Ap8pou 

OUTOU €Qdp~O~OVTOI n6vw oe QÖpou~ onolaaö~noTe KaT~yopia~ Kai 

n€plypoQ~~. 

'Ao8oo 25 

II r All[ KA[lA Al-10 r BA r AL rvHdJON [AL 

(1) 'Onou npoouno 8Eupei OTI 01 eVEPYEle~ rou EVO~ ~ KaI TUV QUO 

ru~ßo~~Ö~€VUV KPOTWV OUVEnOYOVTOI ~ OUVOTÖ va OUVEnÖYOVTOI YI' OUTO 

T~V EnIßo~~ Qopo~oyio~ nou OEV OUVÖÖEI ~E TI~ OIOTä~61\ our~~ T~~ 

ru~ßao~~, OUTO Ta npöowno ~nopE i, ov€(öprr)TO I1E ra ~E:oa 8Eponc: i a~ nou 
npoß~E:nOVTOI onö TOV EOWTEPIKÖ VÖ~O ruv KPOTWV aUTwv, va napouol6oEI .. 
T~V unö6Eo~ TOU OT~V OP~ÖOIO oPX~ rou rU~ßO~AÖ~EVOU KPOTOU~ TOU 
onoiou EivOI KOTOIKO~ ~, eov ~ nEpinTwc~ TOU E~ninTEI OT~V nopoYPo90 

1 TOU 'Ap6pou 24, oro rU~ßOAAÖ~EVO Kpöro\ TOU onoiou EivOI noAiT~\. 

H unö6Eo~ TOU nptnEI va napoUatOOTEi ~Eao OE Tpio XPÖVIO ono T~V 

npWT~ yvwoTonoi~o~ Tq\ eVEPYEIC~ nou OÖ~VqOE OT~ Qopo~oyio nou OEV 

OUVÖOEI ~E TI\ ÖIOTÖ~EI~ T~\ rü~ßooq~. 

(2) H OP~OÖIO oPX~ oQEi.\EI,ÖV q EVOTOOq IiOVEi o'aui~v ÖIKOIO.\Oy~~EV~ Kai 

OEV EivOI OE SEOq q iÖIO VO Ö~OEI Tq~ ~oTOAAqA~ AUO~, VO KOTOß6AEI 

npoonÖeEIO Y'O Eni~uo~ Tq\ unö6Eoq~ ~E o~olßoio oU~Qwvio ~a~i ~E rqv 

OP~ÖÖIO oPX~ TOU 6~Aou rU~ßOAAÖ~EVOU Kp6TOU~, ~E OKO~Ö Tqv onoQuy~ . 
90pOAOyio~ nou öev OUVOÖEI ~E rq rü~ßccq. Onoloö~norE OU~9wvio 

EniTeux6Ei 6a EQOP~Ö~ETOI oVE~ÖpTqTO cn'onoloo~noTE XPOVIKO 

nJ:p I op I o~o nou npoßAEnETo IOTa EOUT EP I KÖ 5 i Ka I 0 TW" rU~ßOAAO~EVWV 
KpOTW'I. 

(3) 01 ap~ööIE~ 0PXE\ TUV ru~ßaAA6~EvWV KPOTWV 09EiAOUV va KOTOpöAAouv 

npoonöGEla YIO EniAuoq, I1E o~olßoio OU~9wvia, onolwvö~noTE ~UOXEPEIWV 

49 

1305 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 49 von 59

www.parlament.gv.at



50 1305 der Beilagen 

~ op,'ßoAI~V npOKÖOOUV onö T~V EPP~VEio ~ EQCPPOY~ T~~ [öpß06~~. 

HnopoOv Enio~~ VO 510ßouAEOOVTOI po~i Y'O I~v E~oAEI9~ T~~ 5InA~~ 

~opoAoyio~ OE nEplnT~OEI~ nou BEV riPOVOOO~TOI onö T~ [Öppoo~. 

\. 
(4) 01 OPPÖ5IE~ opXi~ TUV [uppoXAopivwv KPOT~V pnopoöv va EnlKolvwVOÜV 

PETO~O TOU~ onEu8Eio~ PE OKonö T~V EniTEU~~ oUPQuvio~ pE T~V tVVOIO 
TUV npo~yoüPEVUV nopoYPoQWV. 'Onou QO;VETOI EVOEOElypivo va txouv 

np090p1K~ OVTOAAoy~ onÖ~EWV YIO T~V En;TEU~~ oUPQuvio~, TiTOIO 

OVTOÄAOY~ pnopEi va yiVEI PEOU PIO~ EnITpon~~ nou 80 onoTEÄEiTOI onö 
oVTlnpoo~nou~ TUV OPPÖÖIWV oPX~v TUV [uppoAA6~EVWV KpOT~V. 

'A0800 26 

ANTAAAArH nAHPO~OPInN 

(1) ,01 OPPÖÖIE~ OPXE~ iUV [uppoAA6pEVWV KPOT~V 60 oVioAöooouv TETOIE~ 

nA~poQopiE~ 01 onoiE~ EivOI ovoYKoiE~ Y'O TnV EQOPPOY~ TUV Ö~OTO~EUV 
Tn~ nopoüca~ [OPßOG~~. H OVTOÄÄOY~ nA~poQopl~v OEV nEplopiCETOI onö 
TO 'Ap8po 1. Onoloö~noiE nÄ~poQopio nou AOPPÖ?ETOI onö [uppoAAöPEVO 

KPÖTO~ 80 SEUPEiTOI on6ppnT~, KOTO TOV iölO Tpöno nou 8EUPEiTOI 
TETOIO, OÜP9UVO pE TOU~ ~IKEiou~ vöpou~ TOU KPÖTOU~ OUTOÜ Kai 80 
onoKoÄünTETol' PÖVO OE npöowno ~ oPXi~ (nEplAopßovdpEVWV BIKaOT~piuv 
Kai' 510IK~TIK~V OUpOTUV), nou EnlQopTiCoVTal pE i~V ßEpoiua~ ~ TnV 

Eionpo~q ~ T~V EKTEAEO~ ~ ÖIKOOTIK~ onoiT~On TUV Q6pwv nou 
KoAOnTOVTOI on6 T~,[ÜPßoo~, ~ T~V EKOiKOOq EQEOEUV OE OXEOn PE TOU~ 

9ÖPOU~ nau KOÄünTOVTal anö T~ [üpßao~. To np60wno OUTO ~ 01 OPXE~ 

aUTE~ 80 XP~olponaloüv TI~ nÄ~poQopiE~ pövo YI'OUTOÜ~ TOU~ oKonoü~. 

Mnopoüv va onoKoÄü~OUv TI~ nÄ~po~opiE~ OE, 5np6olE~ ÖIOÖIKaOri~ . 

51KOOT~piwv ~ aTI~ OIKaOTIKE~ onOQÖOEI~. 
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1305 der Beilagen 

(2) [E KO~PI~ nEp1nTwo~ 01 ~IOT6~EI~ T~~ nopaypö?ou 1 9a EPP~VEÖOVTOI ~~ 

va Enlß~XAouv OTO [u~ßoAA6pE~0 KPÖTO~ T~V unoxp~won: 

(0) E9appov~~ 5101~qTIKGv ~~TPWV nou ßpiOKOVTOI OE aVT1eEoq ~E T~ 

vo~oeEoio Kai T~V ~IÖIKnTIK~ npOKTIK~ CUTOÖ ~ TOU öAAou 
[u~ßaAA6pEvOU KPÖTOU~' 

(ß) nopox~~ nAqpooopl~v nou 5EV pnopoöv va A~Qe00v PÖOEI TUV vöpwv ~ 

ß60EI Tq~ ouv~910p~v~~ 610IK~TIK~~ 51061Ko010~ OUTC~ ~ TOU 6AXou 
[upßaAA6pEvOU Kp6TOU~' 

(v) napox~~ nAnp090pl~V, 01 cn01E~ So onoKöAunTov onol05~noTE 
oUVOAXOKTIK6, EhIXEIP~OIOK6, ßI0~~XOVIK6, EpnoplKö ~ 

, 
EnoYYEA~OTIK6 on6pP~To ~ EpnoplK~ 51051Kooio ~ nAnp090p1E~, 

~ cncKöAuoq lUV ono1uv So ~rov cVT1eET~ ~E TO 5~p6010 oUPQtpo 
(ORDRE PUBLIC). 

'.!l.p8co 27 

tll nfln:·: l .T1 1<0 I ;~ITI iiPOLOilO I KA I 

TinOTO Oi~ nop00oo [0~ßcG~ ~E~ En~;EtCEI TO ~~~cOIOVO~IK6 npov6plo 
.J~v '5InAw~oTIK0~ oVTlnpoo~nuv ~ npo~E~'K~V AEITOUPY~V, nou 61tnovToi on6 

TOU~ YEVIKOÖC Kov6vE~ TOU 51E9vo0C 5'Koiou, ~ cn6 TI~ 510T~EEI~ Ei~IK~V 
UUP9(J'/1 ~'I • 
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';\0800 28 

EfIAP;H ILXYOl 

(1) H nopoüoo [ü~ßoo~ 80 EniKupu9Ei Kai Ta tVYPOQO EnIKüpwo~~ 60 
OVTOAAOYOÜV 01T] t\aJKt.X:lto TO OU'ITO~WTEPO OUVOTÖ. 

(2) H [üPßoo~ 80 TEBEi OE IOXÜ IqV npwTq ptpa TOU TpiTOU ~~VO PETÖ T~V 

qptpo Korb r~v onoio~60 VivEI ~ oVToAAOY~ TUV EYVPÖQuv EnlKüpuoq~ Kai 

01 OIOIÖ~EI~ 1~~60 IOXÜOUV 0XETIKÖ ~E ~öpOU~ Via KbSE OIKOVO~IKÖ 
tro~ nou oPxi~EI pErb rqv 31 ~EKE~ßpiou TOU Xpovou ~EOO orov onoio 
tYIVE ~ ovroAAoy~ TUV Eyyp6Quv. 

'Aoeco 29 

TEP/~AT r wor 

H nopoüoo [üPßooq IOXUEI ~€XPI~ orou TEPPOTIOTEi on6 LupßoAA6~EVO 

KpOTO~. Onolo5~n~TE [U~ßOAAO~EVO KPOTO~ pnopEi va TEpporioEI T~ [ü~ßoc~, 

~tow Tq~ olnAWpOjlKD~ oooü, oivovTa~ yponlD npoEloonoiqoq IEPPOTIOPOÜ KOTO 

D nplv on6 T~V rploKooTD" ptpo 10U !ouviou TOU trou~ PETO ro ntpnJo tTo~ enö 

r~v qpEpo~qvio tvop~~~ T~~ IOXUO~ i~~. lE ItTOIO nEpinrwoq, q [üpßeoq 

naüEI vo IOXÜEI 0XETIKÖ pE rou~ 9ÖpoU~ YIO onolooDnOIE OIKOVOPIKO tTO~ nou 
OPXi~EI PETÖ Tqv 31 ~EKEpßpiou Teu tiOU~ ~teo OTO onolo 566qKE q npoEloo­
noi~oq IEp~orlo~ou. 

[E /·IAPTYPIA TOll nIO nArJO, 01 EKnpöounol TUV ouo [UI1ßOAAO~E'/WV Kport:Jv, 

KOTÖAAqAo E~OuoI050r~l1tvOI YIO OUiO, txouv unoypöOEI IqV nopoüoo [uPßoo~. 

Er lIIE ~ \ . BIEwn ,", ~'A tt..!.. . OE OIi1,~OU'1 OT~V ................ rqvv.--: ___ ~ ....... TJIlEPO 

TOUJ"'V"",t-\»f~~.I~t4fp., orqv EAAIl'IIK~. rEPPo'/l!oi KOI A'{yAIK~ YAWCCO KOI KO/SE 
KEil1EVO ElvOI OUOE'.'TIKO. I:E ne:pini~OIl OpriIßo}.ic~ UIH:PIOXUEI TO "HAIKO 
KEiI1EVO. 

riO TnV ~TfQ 

Tq~ AUOTplo~ 

riO T~V KunploKf) 

fll1lJOKPOT {O 

~'--.. 
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1305 der Beilagen 

H BHMOKPATIA THE AVETPIAE 
KAI 

H KynPIAKH ßHMOKPATIA 

ixOUY oU~~~V~OEI T~V unoypo9ij T~~ [O~ßoo~ ~ETa~O TWV 500 KpoT~Y Y'O T~V 

'ono~uy~ olnX~~ 90poAoyio~ OXETIKä ~E T~V ~opoXoyio TOU EIOOÖ~~OTO~ KOI TOU 

KE~OXoiou, KOTW onö TI~ OKÖXOUeE~ olaTä~EI\ 01 onoiE~ So anoTEAoüV 

ovonöonooTo ~€PO~ T~~ rO~ßao~\ OUT~\. 

riO TO 'A0900 7 

(1) KOTo TOV KaeoplO~Ö TUV KEpOWY enö EPYOTÖ~IO ~ KOToaKEU~, 

Ouvop~oXöy~a~ ~ Epyoaio EYKaiöoTaa~~, 90 KOTaXoyi~oviol or~ ~ÖVI~" 

E'(KoioaToo~ TOU Eu~ßoXAoI-IEVOIIKpOT00I.1EOO OTO onoio ßpiOKETOI ~ I.IÖVllJl) 

EYKoTöOrOOl), ~ÖVO Ta Kipo~ nou onoppiouv ono TI~ OPOOT~PIÖT~TE\ OUT~\ 

T~\ I-IÖVI!-I~\ EYKOTÖOTOO~\. Av lJI)XOV~1.I0TO ~ E~OnAlaI.lÖ~ napcoiooVTOI 

enö TC KEVTPIKÖ YPoQEio ~ ÖXXI) I.IÖVII.I~ E'(KoTäoTOOl) Tl)~ EnIXEipqol)~ ~ 
I 

onö TpiTO npöowno OE OXEOl) I.I'OUTE\ TI~ OPOOTl)PIÖTl)TE~ ~ OVE~apTl)TO 

an' OUTE~ OEV 90 KOTOXoyit~·TOI OTO KEPOl) TCU EPYOTO~IOU, ~ Tl)\ 

KOTOOKEU~C. auvcppoAöYl)ol)~ ~ Epyoaicc EYKOTÖOTOOl)\ l) oEio OUi~V TUV 
nopooöoEWV; 

(2) Eloöol)1.I0 nou onoKTorol onö KOTOIKO EVO~ [UI.IßaXXoI.IEVOU Kpärouc enö 

npoYPOI.II.lOTI0I.I0, 0XEOIO, ~OTOOKEU~ ~ OPOOTl)PIOTI)TE~ EPEUVO~, K09~~ 

Eniol)~ KOI EIOOOI)I.I0 qnö TExviKE~ unl)pEOiEC nou OIEEöYOVTOI ~. aVro TO 

KPÖTO~ 0XETIKÖ !JE !-IOV1pI) EYKOTOOTOOl) nou ßpiOKETOI OTO öXAo 

[UI.lßOXXÖI.lEVO KPOTO~, ~EV 90 KOTOAoyitETOI OTI) I.IÖVII.lI) OUT~ 

E'(KOTOOTCOI1. 
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54 1305 der Beilagen 

(3) Ave~äpTI1TO onö TI<; 510TÖ~e:I<; Tri<; nopovpörpou 3, KOlll.llä TETOIO EKnTWOI1 
OEV 90 nopEXETOI ovo~oplKä I.IE Ta nooä, ov unopxouv, nou KoroßäXXoVTOI 
(äXXw<; ~ Via oKonou<; KÖXU~I1<; npOVl.lorlKWV e:~öowv) ono TI1 110VII111 

e:VKOTOOTOOI1 OTO Ke:VTPIKO Vpo~e:io TI1<; e:nlxe:ipl1ol1<; ~ o'onoloo~noTe: ÖXAO 
Vpo,Eio TI1<;, w<; OIKQIWI10TO, 0I10IßE<; ~ OXXE<; nop0l.l0le:<; nAI1PWI.IE<; oe: 
OVTÖXXOVI.l0 TI1<; xp~al1<; EUPEOITEXVlfwV ~ ÖAXWV 0lKOIWl10TWV ~ W<; 
npOI.I~9EI0 VIO EIOIKE<; DnI1PEOiE<; nou nopExovTOI, ~ VIO '11 oloiKl1011, ~, 

EKTÖ<; onö TI1V nEpinTWOI1 ,ponE~IK~<; EnIXEipl1ol1<;. [J<; TOKO<; növw OTO 
nooa nou oovEi{oVTOI OTI1 I.I0VII1Il EVKorÖOrOOI1. ME rov iOlo Tpöno. OEV 
90 AOI1ßaveror K090AOU unö~l1, Via TOV KOSOPIOIlO TWV KEPOWV 110VII.II1<; 

eVKoTaoTooll<;.TO no06 nou XPEWVOVTOI (öXXw<; ~ V'O oKonoö<; KÖAU.I1<; 
npOVI.I0TIKWV E~OO[JV). ono TI1 110VII111 EVKoröOraol1 OTO KEVTPIKÖ Vp09e:io 
TI1<; Enlxe:ipIlOI1<; q onoloo~noTE VP~~Eio our~<;. w<; OIKOIWI.I0TO. ol.lolßi<; ~ 

ÖAAE<; nop0l.l0le:<; nAI1PWIlE<; OE OVTÖAXOVI.I0 Via TI1 XPI101110noil1011 
EupEOITeXVIWV ~ ÖAAWV OIKOIWI.IÖTWV. ~ W<; npOI.I~Se:IO V'O EIOIKE<; 
unI1PEoie:<; nou nopEXOVTOI. ~ V'O TI1 OIOiKI1011. ~. EKTO<; ono TI1 
nEpinTwoll TponE{IK~<; EnIXEiPI1011<;. w<; TOKO<; növ!J OTO nooö nou 
OOVEi{oVTOI OTO KevrplKö VP0geio TI1<; En1XEip11011<; ~ 0' onOloo~noTE 

ono TO OAAO VPo~Eio '11<;. 

EfINE EI<; olnXoöv OU}V ....... ~I.Eyyr) ~v.'~"~"_'l1tpo ro~v.hdo/t..-,,/rfo 
aTO EXXI1VIKÖ, rEPI.IOVIKÖ KOI AVVAIKÖ KOI '0 KäSE KEil.lEVO eivol OUeEVTIKO. . 
rE ne:pinTWOIl 01.l9IßoXio<; une:pIOXUEI '0 AVYAIKO KeiI1EVO. 

riO 'I1V ÖllllOKPOTio 
TI1<; AUOTpio<; 

riO ''lv KunploK~ 

l'll1l.1oKporio 
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VORBLATT 

Problem: 

Die Überschneidung der nationalen Besteuerungsansprüche führt zu internationalen Doppelbesteue­
rungen, die für den betroffenen Abgabepflichtigen unerwünschte Härten zur Folge haben. 

Ziel: 

Durch ein internationales Abkommen soll diese Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen im Verhältnis zur Republik Zypern für die Zukunft ausgeschaltet und die 
steuerlichen Hemmnisse für eine fortschreitende Entwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen 
beseitigt werden. 

Inhalt: 

Das Doppelbesteuerungsabkommen orientiert sich inhaltlich an Grundsätzen, die vom Fiskalkomitee 
der Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) erarbeitet wurden und 
mittlerweile internationale Anerkennung gefunden haben. 

Alternativen: 

Der Doppelbesteuerung könnte auch durch unilaterale Maßnahmen (§ 48 der Bundesabgabenord­
nung, BGBI. Nr. 194/1961, in der geltenden Fassung) begegnet werden. Derartige Maßnahmen könnten 
keine Minderung des Besteuerungsrechtes der anderen Staaten erzwingen und sind zudem mit teilweise sehr 
mühevollen Nachweisproblemen für den Steuerpflichtigen behaftet. 

Der Abschluß eines Doppelbesteuerungsabkommens gibt die Möglichkeit, für österreichische 
Unternehmer Reduzierungen der zypriotischen Steuern zu sichern und damit auch eine gerechtere 
Auf teilung der Lasten der Vermeidung der Doppelbesteuerung auf die Vertragsstaaten zu bewirken und 
einen Anreiz für die österreichische Exportwirtschaft zu bieten. 

Kosten: 

Es sind keine nennenswerten Kosten zu erwarten. 
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Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Das Abkommen zwischen der Republik Öster­
·reich und der Republik Zypern zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen samt 
Protokoll ist ein gesetzändernder Staatsvertrag und 
bedarf daher der Genehmigung. des Nationalrates 
gemäß Art. SO Abs. 1 B-VG. Es hat nicht politischen 
Charakter und enthält weder verfassungsändernde 
noch verfassungsergänzende Bestimmungen. Alle 
seine Bestimmungen sind zur unmittelbaren Anwen­
dung im innerstaatlichen Bereich ausreichend­
determiniert, sodaß eine Beschlußfassung gemäß 
Art. SO Abs. 2 B-VG nicht erforderlich ist. Mit dem 
Inkrafttreten des Staatsvertrages werden im wesent­
lichen keine finanziellen und keine personellen 
Wirkungen verbunden sein. Zwischen Österreich 
und Zypern bestand bisher kein Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen. Um die fortschreitende Entwicklung der 
bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
Österreich und Zypern nicht durch steuerliche 
Hemmnisse zu gefährden, erwies sich der Abschluß 
des gegenständlichen Vertrages als erforderlich. 

Es haben daher erstmals im April 1988 in Wien 
Verhandlungen zum Abschluß eines Abkommens 
zwischen der Republik Österreich und der Republik 
Zypern zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen samt Protokoll stattgefunden. Die 
Verhandlungen wurden im August 1986 in Nicosia 
fortgesetzt und schließlich mit der Ausarbeitun'g 
eines akkordierten Abkommensentwurfes in engli­
scher, deutscher und griechischer Sprache abge­
schlossen. Das- Abkommen wurde am 20. März 
1990 in Wien unterzeichnet. 

Das vorliegende Abkommen folgt in seinem 
Aufbau im wesentlichen dem vom Fiskalkomitee der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) ausgearbeiteten Muster­
abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue­
rung des Einkommens und des Vermögens. 

Die Doppelbesteuerung wird durch das Abkom­
men grundsätzlich nach der sogenannten "Befrei­
ungsmethode" beseitigt, das heißt, daß die Ein-

künfte, die nach den Bestimmungen des Abkom­
mens im Quellenstaat besteuert werden dürfen, im 
Wohnsitzstaat von der Besteuerung ausgenommen 
sind. Diese Einkünfte dürfen jedoch für die 
Bemessung des Steuersatzes Berücksichtigung fin­
den, der im Wohnsitzstaat für die Besteuerung der 
übrigen Einkommensteile des Steuerpflichtigen 
anzuwenden ist (Progressionsvorbehalt). 

II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1: 

Das Abkommen ist ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit auf natürliche und juristische 
Personen anzuwenden, die' in einem der beiden 
Vertragsstaaten gemäß Art. 4 ansässig sind. 

Zu Artikel 2: 

In sachlicher Hinsicht gilt das Abkommen für alle 
in beiden Vertragsstaaten derzeit in Geltung 
stehenden oder künftig erhobenen Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen. 

Zu Artikel 3 : 

Dieser Artikel enthält die in Doppelbesteuerungs~ 
abkommen üblichen Begriffsumschreibungen. 

Zu Artikel 4: 

Diese Bestimmungen enthalten die in österreichi­
sche Doppelbesteuerungsabkommen regelmäßig 
aufgenommene Umschreibungen des Begriffes der 
Ansässigkeit (Abs. 1) sowie die Lösung von 
Ansässigkeitskonflikten bei natürlichen Personen 
(Abs.2). Abs.3 enthält Regelungen zur Vermei­
dung von Ansässigkeitskonflikten im Fall von 
juristischen Personen, 

Zu Artikel 5: 

Dieser Artikel enthält die Umschreibung des 
Begriffes "Betriebstätte"; die Definition folgt im 
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wesentlichen jenen Umschreibungen, die in fast 
allen neueren österreichischen Doppelbesteuerungs­
abkommen enthalten sind. Bauausführungen und 
Montagen werden nach mehr als vierundzwanzig­
monatiger Dauer als Betriebstätte gewertet. 

Zu Artikel 6: 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen werden 
in Übereinstimmung mit der internationalen Praxis 
in dem Staat besteuert, \~n dem sich das betreffende 
Vermögen befindet. 

Zu Artikel 7: 

Für die Auf teilung der Besteuerungsrechte an 
gewerblichen Gewinnen gilt im allgemeinen die 
international übliche Aufteilungsregel, derzufolge 
gewerbliche Gewinne, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats aus dem anderen Vertragsstaat 
bezieht, dort nur insoweit besteuert werden dürfen, 
als sie einer in diesem Staat gelegenen Betriebstätte 
zurechenbar sind. Hiefür sind der Betriebstätte jene 
Gewinne zuzurechnen, die sie unabhängig von dem 
Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, hätte 
erzielen können. Dieser Grundsatz ist nach der 
ausdrücklichen Vorschrift des Abs. 8 auch auf 
Mitunternehmerschaften und stille Gesellschaften 
anzuwenden. 

Zu Artikel 8: 

Diese Bestimmungen sehen im wesentlichen in 
Anlehnung an die international übliche Zuteilung 
der Besteuerungsrechte vor, daß Gewinne aus dem 
Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr nur in dem Staat besteuert 
werden dürfen, in dem sich der Ort oder der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet. 

Zu Artikel 9: 

Dieser Artikel befaßt sich mit verbundenen 
Unternehmen (Mutter- und Tochtergesellschaften 
sowie Gesellschaften unter gemeinsamer Kon­
trolle); er sieht vor, daß in diesen Fällen die 
Steuerbehörden eines Vertragsstaats Gewinnberich­
tigungen vornehmen dürfen, wenn wegen der 
besonderen Beziehungen zwischen den Unterneh­
men nicht die tatsächlich in diesem Staat entstande­
nen steuerlichen Gewinne ausgewiesen werden. 
Abs. 2 sieht die grundSätzliche Verpflichtung des 
anderen Vertragsstaats zur Vornahme korrespon­
dierender Gegenberichtigungen vor. 

Zu den Artikeln 10, 11 und 12: 

Das Besteuerungsrecht für Dividenden, Zinsen 
und Lizenzgebühren wird in diesen Artikeln 

grundSätzlich dem Vertragsstaat zugeteilt, in dem 
der Nutzungsberechtigte ansässig ist (Wohnsitz­
staat). Daneben wird bei Dividenden auch dem 
Quellenstaat ein auf 10 vom Hundert eingeschränk­
tes Besteuerungsrecht eingeräumt. In Österreich 
ansässigen nutzungsberechtigten Empfängern von 
Dividendenausschüttungen zypriotische; Gesell­
schaftern wird überdies das Recht auf Anrechnu'ng 
der zypriotischen Körperschaftsteuer, die auf die 
Gewinne entfällt, aus denen die Ausschüttung 
vorgenommen wurde, eingeräumt. 

Fließen die vorgenannten Einkünfte einer im 
Quellenstaat gelegenen Betriebstätte zu, so sind sie 
als Teil des Gewinnes der Betriebstätte uneinge­
schränkt zu besteuern. 

Zu Artikel 13: 

Dieser Artikel enthält im wesentlichen die 
international üblichen Regelungen für die Besteue­
rung der Gewinne aus Vermögensveräußerungen. 
Die "Gelegenheitsregel" gilt kraft ausdrücklicher 
Anordnung auch für Gewinne aus der Veräußerung 
von Anteilen an grundstücksverwaltenden Gesell­
schaften. 

Zu Artikel 14: 

Einkünfte aus s'elbständiger Arbeit, die eine in 
einem Venragsstaat ansässige Person aus dem 
anderen Vertrags staat bezieht, dürfen dort nur 
besteuert werden, wenn sie einer in diesem anderen 
Staat gelegenen· festen, für die Berufsausübung 
dienenden festen Einrichtung zuzurechnen sind. 

Zu den Artikeln 15, 18 und 19': 

In diesen Artikeln ist die Auf teilung der 
Besteuerungsrechte an Einkünften aus nichtselb­
ständiger Arbeit geregelt. Nach Art. 15 werden 
private Aktivbezüge (das sind Aktivbezüge, die nicht 
unter Art. 19 fallen) im allgemeinen in jenem Staat 
besteuert, in dem die betreffende Tätigkeit ausgeübt 
wird (Tätigkeitsstaat). Art. 15 Abs. 2 enthält die 
international übliche Ausnahmebestimmung für 
kurzfristige Auslandstätigkeit. 

Das Besteuerungsrecht für private Ruhebezüge 
und Renten (das sind solche, die nicht unter Art. 19 
fallen) ist gemäß Art. 18 ausschließlich dem 
Wohnsitzstaat zugeteilt. 

Aktiv- und Ruhebezüge, die aus öffentlichen 
Kassen im Rahmen der Hoheitsverwaltung für die 
in Ausübung öffentlicher Funktionen geleisteten 
aktiven oder ehemaligen Dienste gezahlt werden, 
dürfen gemäß Art. 19 grundsätzlich nur in jenem 
Staat besteuert werden, in dem sich die auszahlende 
Kasse befindet. Diese Bezüge dürfen jedoch nur im 
anderen Staat besteuert werden, wenn die Dienste in 
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diesem anderen Staat geleistet werden, der Empfän­
ger dort ansässig ist und die Staatsangehörigkeit 
dieses anderen Staates besitzt. 

Zu Artikel 16: 

Das Besteuerungsrecht für Aufsichtsratsbezüge 
wird nach international üblichen Grundsätzen dem 
Vertragsstaat zugeteilt, in dem die Gesellschaft 
ihren Sitz hat, die die Aufsichtsratsbezüge auszahlt. 

Zu Artikel 17: 

Das Besteuerungsrecht für Einkünfte von Künst­
lern und Sportlern aus ihren Darbietungen steht 
grundsätzlich dem Vertrags staat zu, in dem diese 
Tätigkeit ausgeübt wird. 

. Fließen die unter Art. 17 fallenden Einkünfte 
nicht den Künstlern oder Sportlern persönlich, 
sondern einer anderen Person (zB im Fall der 
Einschaltung sogenannter "Künstlervermietungsge­
seilschaften") zu, so dürfen diese Einkünfte nach 
der ausdrücklichen Regelung des Abs. 2 in dem 
Staat besteuert werden, in dem die persönliche 
Tätigkeit erbracht wurde (sogenannter "Künstler­
durchgriff"). 

Zu Artikel 20: 

Dieser Artikel enthält Begünstigungen für Stu­
denten, die in den bilateralen steuerlichen Beziehun­
gen Österreichs zu vielen Staaten im wesentlichen 
bereits angewendet werden. 

Zu Artikel 21 : 

Durch diese Bestimmung wird grundsätzlich dem 
Wohnsitzstaat des Einkommensempfängers das 
Besteuerungsrecht an allen Einkommensteilen zu­
gewiesen, für die im Abkommen keine besondere 
Zuteilungsregel vorgesehen ist. 

Zu Artikel 22: 

Dieser Artik~l enthält die Zuteilungsregeln für die 
Besteuerung des Vermögens. 

Unbewegliches Vermögen (Abs. 1) und bewegli­
ches Betriebsvermögen (Abs. 2) ist in dem Vertrags­
sq.at zu besteuern, in dem dieses Vermögen liegt 
bzw. in dem sich die Betriebstätte oder feste 
Einrichtung befindet, der das Vermögen zugehört. 

Abs. 3 stellt eine korrespondierende Bestimmung 
zu Art. 8 dar, derzufolge Seeschiffe und Luftfahr­
zeuge, die im internationalen Verkehr eingesetzt 
sind, sowie zugehörige bewegliche Vermögenswerte 

nur in jenem Staat besteuert werden dürfen, in dem 
sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet. 

Alle übrigen Vermögensteile (Abs. 4) einer 
Person sind ausschließlich in dem Vertrags staat zu 
besteuern, in dem diese Person ansässig ist 
(Wohnsitzstaat). 

Zu Artikel 23 : 

In diesem Artikel werden die Methoden festge­
legt, nach denen die Doppelbesteuerung vermieden 
wird. Beide Vertragsstaaten wenden im allgemeinen 
die Befreiungsmethode unter Progressionsvorbehalt 
an. Danach nimmt der Wohnsitzstaat alle Einkünfte 
oder Vermögenswerte, für die nach den betreffen­
den Artikeln dem anderen Staat das Besteuerungs­
recht zugeteilt ist, von seiner Besteuerung aus, 
allerdings unter dem Vorbehalt, daß die auszuschei­
denden Einkünfte oder das auszuscheidende 
Vermögen im Wohnsitzstaat für die Berechnung des 
für die Besteuerung des übrigen Einkommens oder 
Vermögens maßgeblichen Steuersatzes berücksich­
tigt werden dürfen. Lediglich in bezug auf 
Dividenden ist die Anrechnungsmethode anzuwen­
den. Dabei wird in Österreich ansässigen Empfän­
gern von Dividenden gemäß Abs. 3 ein "tax sparing 
credit" in Höhe von 15 vom Hundert des 
Bruttobetrages der Dividenden eingeräumt, wenn 
die zypriotische Steuer auf Grund entwicklungsför­
dernder Regelungen niedriger als 15 vom Hundert 
ist (siehe auch EB zu Art. 10). 

Zu Artikel 24: 

Dieser Artikel enthält die international üblichen 
Regelungen über das Verbot von Diskriminierun­
gen' aus Gründen der Staatsangehörigkeit (Abs. 1) 
oder der Kapitalbeteiligung (Abs. 5); desgleichen ist 
eine Diskriminierung von Betriebsstätten ausländi­
scher Unternehmen gegenüber inländischen Unter­
nehmen untersagt (Abs. 3). Das Diskriminierungs­
verbot gilt für Steuern jeder Art und Bezeichnung 

. (Abs. 6). 

Zu Artikel 25: 

Die Vorschriften dieses Artikels enthalten die 
international üblichen Grundsätze über das in 
Streit- oder Zweifelsfällen durchzuführende Ver­
ständigungsverfahren. 

Zu Artikel 26: 

Durch diese Bestimmungen verpflichten sich die 
beiden Vertragsstaaten, alle Auskünfte auszutau­
schen, die für die richtige Durchführung des 
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Abkommens erforderlich sind ("kleiner" Info~mati­
onsaustausch). 

Zu Artikel 27: 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen klarstellen­
de~ Natur über das Verhältnis des Doppelbesteue­
rungsabkommens zu völkerrechtlich privilegierten 
Personen. ' 

Zu Artikel 28 und 29: 

Diese Bestimmungen betreffen den zeitlichen 
Anwendungsbereich des Doppelbesteuerungsab­
kommens. 

Zum Protokoll: 

Das Protokoll enthält einschränkende bzw. 
klarstellende Regelungen zu Artikel 7. 

1305 der Beilagen XVII. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 59 von 59

www.parlament.gv.at




